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ans München wurde die R
Garniſongeſtürzt. Eine Wiederherſtellung kommt nicht
s Frage. Einzelheiten fehlen noch.

laſſen:

München weggefegt. Das Kartenhaus der landfremden Ein-
dringlinge iſt zuſammengeſtürzt. München und ganz Bayern
atmet erleichtert anf. Die Gewalt der rechtmäßigen RegiernnHoffmann hat ſich mit elementarer Gewalt durchgeſetzt und i

nun auch in München wiederhergeſtellt. Als Vertreter der Re
gern iſt mit weitgehenden Vollmachten der Abg. Vogel aus

weiteres unbedingt Folge zu leiſten. Er vereinigt in ſich die
geſamte Zivil- und Militärvrollzugsgewalt in München. Alle
bisherigen Verordnungen der Räteregierung ſind außer Wirk-
famkeit geſetzt. Bayern halte treu zur Regierung Hoffmann.
Vereint alle eure Kräfte, um die Wiederkehr der ſoeben nieder
geworfenen Gewaltherrſchaft für alle Zukunft unmöglich zu
machen und der Regierung den Wiederaufbau des zerrütteten
bayeriſchen Staates zu ermöglichen. Nur Ordnung und Arbeit
führt zum Ziel.
Der WMiniſterpräſident: (gez.) Hoffmann.

ne Ter Sturz der boyeriſchen u vollzog ſich
n

Levin im Staatsgefängnis Stadelheim, aber nach dem Ber-
liner Tageblatt hält er ſich genau ſo wie Landauer verſteckt.
Dem L.-A. zufolge nahm eine revolutionäre Verhaftungskom-
miſſion noch in derſelben Nacht. in der der Sturz der Räte-
republik erfolgte, bürgerliche Geiſeln feſt. Die Kom
richtete ſich in der Polizeidirektion ein, wo ſie bereitwilligſt auf
genommen und dann ſelbſt verhaftet wurde.
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Bayern gewähren auch die vorliegenden Meldungen noch nicht.
Man wird alſo erſt noch genauere Nachrichten abtvarten
müſſen, bevor man ſich ein feſtes Urteil bilden kann. Der
Sturz der Räteregierung in München ſcheint jedoch Tatſache
zu ſein, wenn man auch die einzelnen Umſtände, unter denen
er ſich vollzog, noch nicht kennt. Er bedeutet für den, der die
Vergänge in den letzten Tagen aufmerkſamer verfolgt hat,
durchaus keine Ueberraſchung. Der bayeriſchen Räterepublik
fehlten von der erſten Stunde ihres jähen Entſtehens an die
wichtigſten und unerläßlichſten Vorbedingungen für einen
dauernden Beſtand: die Einigkeit, Geſchloſſenheit und der tat
kräftige Wille des bayeriſchen Proletariats. Sie trat mehr aus
dem Gefühl als aus klarer Ueberlegung heraus in ihr kurzes
Leben, und an ihrer Wiege ſtand als Verhängnis die Uneinig-
keit und die Zerſplitterung der Arbeiterſchaft. Jn München
blieben die Kommuniſten abſeits ſtehen, und verſuchten dann
ſpäter ſich der Regierung durch einen Handſtreich zu bemäch-
tigen. Von den Mehrheitsſozialiſten Südbayerns erklärte ſich
wohl ein erheblicher Teil für die Diktatur des Proletariats.
aber der entſchloſſene Wille zum entſcheidenden Handeln ſtand
doch nicht hinter dieſem Bekenntnis. Jn Nordhayern aber,
und hier vor allem Nürnberg, verſagte die Mehrheitsſoziol-
demokratie vollſtändig. Das ſicherte der alten Regierung Hoff
mann von vornherein einen ſtarken Rückhalt und Anhang im
Volke. Das Bürgertum und auch die Mehrheit der Bauern
hatte ſie ja ohne weiteres hinter ſich, und beſonders den größ
ten Teil des Militärs.

mit dem Todeskeime zur Welt, und ihr Daſein konnte höch-
ftens Wochen dauern. Jhr raſches Ende beſagt an ſich gegen
den Wert, die Bedeutung und die praktiſche Verwirklichung des
Rätegedankens gar nichts. Er wird ſich auch in Deutſchland
durchſetzen, ſobald die Vorbedingungen dazu geſchaffen ſind,
und ſobald die deutſche, klaſſenbewußte Arbeiterſchaft erkannt
hat, daß die Diktatur des Proletariats für die Verwirklichung
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Die bayeriſche
Aus Ende der Räterepublik

Welimar, 13. April. 55 Meſdung des 1. Armeeko
teregierung durch die

Die bayeriſche Regierung hat folgende Proklamation er

An das bayeriſche Volk!
Die Münchener Garniſo hat die Gewaltherrſchaft in

ürth nach München geſandt. Seinen Weiſungen iſt bis anf

ie Regierung des Reichsſtaates Bayern.

Verliner Blättern entnehmen wir noch die folgenden Mel-

olcher Ruhe, daß die Münchener Bevölkerung erſt in der
rühe um 6 Uhr durch Plakate des Garniſonrates von dem
mſturz Kenntnis erhielt. Wie die V. Z. berichtet, ſitzt

ommiſſion

Einen klaren Einblick in den Verlauf der Ereigniſſe in

Unter dieſen Umſtänden kam die junge Räterepublik ſchon

Räteregierung wieder geſtürzt.
bahnbeamten, mit ſeinem Korps in Vrannſchweig ein
zurücken. Tas Unternehmen wird in den allernächſten Tagen
var ſich gehen.

Der fünfte Kriegsminiſter ermordet.

chwere Ausſchreitungen in Dresden.
Dresden, 12. April. (W. T. B.) Heute vormittag ver

ſammelten ſich die Verwundeten der Dresdener Lazarette arf
dem Theaterplatz, um gegen die Verfügung des Kriegs-
miniſters Neuring zu pruoteſtieren, daß in Zukunft nur
noch Friedenslöhnung an die Verwundeten ausgezahlt werden
ſoſſte. Jn einem Zuge von etwa 500 bis 600 Mann bewegten ſich
die Demonſtranten zum Kriegsminiſterium, wo ſie eine Ab
ordnung zum Kriegsminiſter ſchickten. Dieſer weigerte ſich
jedoch, die Abordnung zu empfangen. Darauf nahm die Menge,
von kommuniſtiſchen Rednern aufgereizt, eine drohende Haltung
ein und ſtürmte den Eingang des Gebändes. Die Sicherheits
wache ſchritt ein und machte von der Waffe Gebranch. Jnzwiſchen
hatten ſich die Demonſtranten noch verſtärkt. Die Wache wurde
überwältigt und entwaffnet. Die herbeigerufenen Regierungs
truppen erklärten, nicht eingreifen zu wollen, gaben die Waffen
ab und marſchierten wieder ab. Die anfgeregte Menge hielt
den Platz vor dem Kriegsminiſterium beſetzt. An verſchiedenen
Stellen waren Maſchinengewehre aufgeſtellt und nahmen das
Miniſterium unter Feuer. Um 4 Uhr drangen die Demonſtran-
ten in das Gebände ein, ergriffen den Kriegsminiſter, der ſich
in das obere Stockwerk geflüchtet hatte, ſchleppten ihn auf die
Straße, miß handelten ihn ſchwer und ſtürzten
ihn von der Brücke in die Elbe hingab. Als der
Miniſter das Ufer ſchwimmend zu erreichen ſuchte, ſchoſſen die
Demonſtranten auf ihn, ſo daß er in wenigen Minuten in den
Fluten verſchwand.

Die Leiche des Kriegsminiſters konnte bei dem hohen Waſſer
ſtand in der Elbe noch nicht aufgefunden werden.

Kriegsminiſter Neunring war 1879 in Hamburg ge
boren. Er war zuerſt Fabrikarbeiter und ſeit 1904 im Verband
der Fabrikarbeiter Deutſchlands in Dresden tätig. Nach der
Revolution wurde er Mitglied des A.- und S.-Rates, dann Vor-
ſitzender des Vollzugsausſchuſſes des A.- und S.-Rates und am
21. Januar 1919 Kriegsminiſter. Er war, wie die M. Z. ihn
nennt, „eine Art kleiner Noske“.

Das ſcheußliche Verbrechen, das von einer unglaublichen Ver-
rohung zengt, kann nicht ſcharf genug gebrandmarkt werden.
Aber daß nun etwa No ske gleich mit brutaler Fauſt zuſchlägt,
und ſeine Weißen Garden nach Dresden ſchickt, dazu beſteht
durchaus kein Anlaß. Damit kann er höchſtens nur Oel ins
Feuer gießen und den Bürgerkrieg entfachen,

Noske ſchickt weiße Garden
Berlin, 12. April. Von maßgebender Stelle wird W. T.

B. mitgeteilt: Die ſcheußliche Ermordung des ſächſiſchen Kriegs
miniſters Neuring wurde dem Reichswehrminiſter Noske im
Laufe des Sonnabend Nachmittag aus Dresden mitgeteilt. Es
ſind ſofort die erforderlichen Anordnungen getroffen worden.
um der ſächſiſchen Regierung verſtärkten Rüdk-
halt zu geben. Man bat ſo zahlreiche Truppen noch Dresden
in Bewegung geſetzt, daß es beſtimmt raſch gelingen wird, die
erforderliche Ordnung und Sicherheit in Dresden wieder her
zuſtellen.

Die erſten Transporte der Regierungstruppen, die auf Wunſch
der ſächſiſchen Regierung als Verktärkung nach Dresden ent-
ſandt wurden, ſind, laut V. Z., bereits geſtern nachmittag ab
gegangen. Auch eine bewaffnete Motorbootsflottille ging die
Elbe hinauf nach Dresden und traf geſtern abend dort ein.

Das Stand, recht über Sachſen verhängt.
Dresden, 13. April. (W. T. B.) Das Geſamtminiſterinm

hat über den Freiſtgat Sachſen den Belagerungézuſtand ver-
hängt. Die Aushbung der Kommandogewalt iſt dem mili
täriſchen Oberbefehlshaber üdertragen worden. Das Geſamt-
miniſterium hat zum Oberbefehlshaber General Bruno Kirchhof
in Dresden beſtimmt. und dieſer hat für die Zeit des Belsge-
rungszuſtandes das Standrecht verhängt.

Das Geſamtminiſterinm hat eine Kundgebung an die Ein
wohnerſchaft von Dresden gerichtet, in der ſie zur Ruhe und Be
ſonnenheit mahnt. Die Regierung hat ferner verſprochen
die Forderungen der Verwundeten zu erfüllen

einen Aufruf, in dem zur Bildung einer kommuni-
ſtiſchen Partei aufgefordert wird. Jn dem Aufruf heißt
es: „Die Arbeitermaſſen zittern vor Ungeduld, ſie wollen das
Joch des Elends abwerfen und ſich der moraliſchen Leiden
entledigen, die ſie fünf Jahre lang erdulden mußten. Genug
mit den Widerſprüchen! Unſere Verſuche, die allgemeine Ar
leiterkonſföderation zu der Haltung und der Handlungsweiſe,
die ſie vor dem Kriege eingenommen hatte, zurückzuführen,
ſind vereitelt worden, während alle unſere Vorausſagungen
hinſichtlich der Kriegswirkungen ſich zu verwirklichen beginnen.
Die Reaktion, die wir bekämpfen wollten, diktiert
ihren Willen, der Militarismus, den wir vernichten
wollten, tritt das Land mit Füßen. Nachdem die zweite Jnter-
nationale ver ſagt hat, wird nunmehr in dem Aufruf die
dritte Internationale verlangt.

Der Finanzſkandal.
Zum Rücktritt des Reichsfinanzminiſters Schiffer ſchreibt

die Freiheit:
Schiffer hat endlich getan, was er vor fünf Monaten hätte

tun müſſen, und daß er erſt jetzt geht, nachdem das Unheil, das
er angerichtet hat, nicht mehr gutzumachen iſt, würde die Er
hebung der Miniſteranklage gegen dieſen Mann wahr
lich rechtfertigen.

Daran iſt natürlich nicht zu denken, denn ihn deckt die Mit
ſchuld der Regierung und der Weimarer National-
verſammlung, die ſeiner ſkandalöfen Wirtſchaft ruhig
zugeſehen haben. Bei dieſer Regierung weiß man nicht, was
ſchlimmer iſt, ihre Taten oder ihre Unterlaſſungen! Die deut
ſchen Finanzen befanden fich ſchon bei Kriegsende in einem
deſolaten Zuſtande. Das war die Schuld der ſchlechten und
leichtſinnigen Politik, die man während des Krieges getrieben
hat. Jm Gegenſatz zu England und Amerika, wo ein großer
Teil der Ausgaben durch außerordentlich hohe Einkommen-
und Vermögensabgaben gedeckt wurden, behalf man ſich in
Deutſchland mit der Ausgabe von Kriegsanleihen; man ſchuf
dadurch eine erdrückende Zinſenlaſt, erhielt aber die Kriegs
ſtimmung und die Kapitaliſten bei guter Laune. Dazu kam
noch die verbrecheriſche Spekulation Herrn Helfferichs, eines
der ſchlimmſten Verderber unſerer Finanzen auf die Kriegs
entſchädigung.

Eine der wichtigſten und dringendften Aufgaben unſerer rebo
lutionären Regierung wäre es geweſen, dem völligen Ruin
unſerer Finanzen Einhalt zu tun. Unſere Genoſſen in der Re
gierung drängten auch unaufhörlich darauf, und es gelang
ihnen ſchließlich, das Reichsſchatzamt dazu zu bringen, die Weg
beſtenerung der großen Kriegsgewinne und eine Vermögensab-
gabe vorzulegen. Unſere Genoſſen forderten die ſofortige
Jnkraftſetzung der Steuern. Da kam der unbegreifliche
und törichte Widerſpruch der Einzelſtaaten, dem ſich leider auch
der unabhängige ſächſiſche Finanzminiſter anſchloß. Vor dieſem
Einſpruch wich dann die Regierung, aus der unſere Genoſſen
ausſchieden, zurück und verſchob alles auf die Zukunft der
Nationolverſammlung.

Dabei wurde aber noch die zweite Maßnahme, die unſere Ge
noſſen gleichfalls verlangten, unterlaſſen, die ſofortige Regi
ſtrierung aller Vermögen und wirklich wirkſame Maßnahmen
zur Verhinderung der Kapitalflucht. Das Reichsſchatzamt,
unter Leitung des nationalliberalen, ganz von kapitaliſtiſchen
Anſchauungen befangenen Herrn Schiffer, erließ nur einige
Verordnungen, deren Unwirkſamkeit wir ſeinerzeit ſofort feſt
geſtellt hatten und die jetzt auch Herr Schiffer eingeſtehen muß.
Er fügt hinzu, daß er nun, nachdem es zu ſpät iſt, wirkſamere
Maßnahmen treffen will. Dieſes Eingeſtändnis zeigt nur, wie
unverzeihlich und geradezu verbrecheriſch die frühere Unter
laſſung geweſen iſt.

Seit der Revolution iſt faſt ein halbes Jahr verfloſſen. Das
Reichsſchatzamt hat bis zu dieſem Tage ſein Steuerprogramm
noch nicht einmal fertig, geſchweige denn, daß eine einzige
Steuer wirklich in Kraft geſetzt worden iſt! Unterdeſſen hat
ſich die Finanzlage völlig geändert. Die Kapitaliſten haben
auf alle mögliche Weiſe ihre Werte in Sicherheit gebracht. Diedes Sozialismus notwendig und unerläßlich iſt! Geſellſchaften haben möglichſt große Gewinne ausgeſchüttet;
die veröffentlichten und nicht in Hraft getretenen Geſetze des
Herrn Schiffer waren für die Reichen ein willkommener Finger
zeig, wie ſie ihre Vermögen vor dem Zugriff des Staates ſichern
ſollten. So hat dieſe Finanzpolitik der Unfätig-
keit und des böſen Willens uns in der Zeit der
dringendſten Not um Millionen und Millionen Steuern gebracht
im Intereſſe der Kapitaliſtenklaſſel

Aber noch ſchlimmer! Statt die Finanzen zu verbeſſern, hat
das Peichsſchatzamt ſie völlig in Grund und Boden gewirt-
ſchaftet. Die dringendſte Aufgabe wäre geweſen, der unauf
hörlichen Vermehrung des Papiergeldes der er
ſchreckenden Jnflation und damit dem fortwährenden Steigen

der Preiſe Einhalt zu tun; denn die Preisſteigerung zwingt
g die Arbeiterſchaft zu fort währenden Lohnforderungen und erEine franzöſiſche Kommuniftenvartei zeugt die Strei?s. Die Kohlen und Eſenineuſteieſen benuten

Die Jnternationale, das Organ der franzöſiſchen ihr Monovol, das dieſe ſogialiſierungsſcheue Regierung ſie un
allgemeinen Arheiterkonfäderation, veröffentlicht angetaſtet läßt. zu neuen Preisſteigerungen, die ſich durgh alle

Sozialiſtiſche Kundgebung in Pari.
Zum Gedenken von Jaures.

Nach einem Bericht der Humanité geſtaltete ſich der Um
zug zu Ehren des Andenkens von Jaurèes am
vergangenen Sonntag zu einer eindrucksvollen Kundgebung.
Mebr als 300 000 Manifeſtanten nahmen daran teil. Nirgends
war wie die Chicago Tribune meldet, im Demonſtrationszug
die Tricolore zu ſehen, nur rote Fahnen wurden im Zug
den einzelnen Gruppen vorangetragen. Offiziere und
daten in Uniform marſchierten Arm in Arm mit den KHivi-
liſten. Teilnehmer an dem Umgzuge erklärten dem Korreſpon

venten der Chicago Tribune: Diesmal zeigen wir nur unſere
Stärke, das nächſte Mal werden wir ſie gebrauchen

General und Bürgerſtreik in Braunſchweig.
Braunſchweig, 12. April. (W. T. B.) An Braunſchweig

herrſcht ſeit Mittwoch früh Generalſtreit, als Gegenmaß-
nahme ſeit Donnerstag früh Värgerſtreit. Poſt-, Tele
grauhen- und Eiſenbahnbeamte ſtreiken ebenfalls, jedoch nicht
aus politiſchen Gründen, ſondern weil verſchiedene Beamte ge
waltſam an der Arbeit verhindert worden ſind. Sie nehmen
die Arbeit unr unter der Bedingung wieder auf, daß die Re
erung den Beamten Schutz und volle Freiheit verbürgt. In

raunſchweig iſt alles ruhig.
General Maercker rückt an

Berlin, 13. April. Generel Maercker von dem Reichs
wehrminiſter den Vefehl erhalten, zum Zwecke der Wieder
berftellung geſicherter Verhältniße im Eiſenbahn Poſt und

elegraphenverkehr, der ſeit einigen Tagen geftört iſt, ſowie
u tinderung von Vewalttätigteiten an Poſt und Siſen



nduſtriezweige fortpflanzen und neue Preisſteigerungen, neue
hnerhö ungen, neue Streiks erzeugen.

So trägt das Reichsſchatzamt ſchwere Schuld an der Unruhe
im deutſchen Wirtſchaftslebon. Nun hat Herr Miniſter Schiffer
ſeine Etatrede gehalten. Er hat einen Etat vorgelegt, der den

Brrr An e von g. weniger als 78 Mil
iarden aufwei was hat Herr Schiffer zu ſwußt? Nichts, als daß das Reichsſchatzamt an ken Lieder

Flickwerk hübſch langſam weiterarbeiten wird, und daß uns
direkte und indirekte Steuern beſchert werden! Jndirekte
Steuern, d. h. neue Preiserhöhung notwendiger Bedarfs-
gegenſtände (andere bringen ja nichts Nennenswertes ein),
neue Lohnbewegungen, neue Streiks! Und die direkten
Steuern kommen ja ſo ſpät, daß ihre Erträge immer
zweifelhafter werden. Zugleich hat aber auch Herr Schiffer
vor der Sozialiſierung gewarnt, die der ahnungsloſe Mann
fich nur als vermehrte Bureaukratiſierung vorſtellen kann, um
ſo deutlich zu zeigen, daß trotz Krieg, Revolution und Ruin
das Reichsſchatzamt an dem alten Syſtem feſthalten will

Dabei ſind die Ausgaben ins Ungemeſſene geſtiegen. Jn
den drei Monaten Januar bis März belaufen ſich unſere
Heeresgausgaben auf die ungeheure Summe von 82
Milliarden. Das ift einfach eine ent ſetzliche Wirt-
ſchaft ſie erklärt ſich ja ſehr einfach daraus, daß wir ein
foſtſpieliges Söldnertum unterhalten und den Krieg mit
Rußland fortführen. Ein ſinnloſer, verbrecheriſcher Krieg,
deſſen Zweck abſolut unbegreiflich iſt, den wir im Intereſſe
des internationalen Kapitalismus führen, obwohl er unſeren
Finanzen den letzten Reſt gibt.

Da ſtellt ſich dieſer blutige Dikettant, den man an der Spitze
des Reichsſchatz emtes in dieſer Zeit belaſſen hat, hin und er-
Wärt in leichtſinnigem Opportunismus, den nur ſeine völlige
Sachunkenntnis erklärlich macht. die Finanzen werden ſchon
in Ordnung kommen, das deutſche Volk werde ſchon die Steuern
zahlen können!

Es iſt eine heil loſe Wirtſchaft, für die die Regierung
voll die Verantwortung trägt, und ihr Ende iſt noch gar nicht
abzuſehen, da die Weimarer Verſammlung noch gar nicht daran
denkt, an die Ordnung der Finanzen zu gehen.

Es iſt eine Wirtſchaft, für die es keine Entſchuldi
un g gibt und die ſich nur daraus erklärt, daß das Reichsſchatz
emt ſich ungehindert von den „ſozialiſtiſchen“ Miniſtern aus
ſchließlich als kapitaliſtiſche Jntereſſenvertre-
rung betragen hat, die die Vermögensabgaben hinauszögert,
die Kapitalflucht zugelaſſen, den Ruin unſerer Finanzen
energiſchen Eingriffen in die kavitaliſtiſchen Einkommen und
Vermögen vorgezogen hat.

Ss iſt eine troſtloſe Situgation, in die uns die Re
gierung hineingetrieben hat.

Der Angeſtelltenſtreik in der Merallinduſtrie.
Jn dem Streik der Angeſtellten der Berliner Metallindnſtrie iſt

die Entſcheidung gefallen. Die Angeſtellten der bisher von
dem Ansſtande betroffenen Firmen ſtimmten am Donnerstag in
Betriebsverſammlungen über die Fortdaner des Streits ab. Bis
zum Abend ergaben die Zählungen 22000 Stimmen gegen Be-
endigung des Streiks, während nur 400 Angeſtellte für Wieder
aufnahme der Arbeit waren. Dem Vernehmen nach wird der
Streik ſich nicht auf Berlin beſchränken, ſondern ſich auf die
Vrovinz erſtrecken. Wie Berliner Blätter berichten, liegen aus
Oberſchleſien, Magdeburg und Hannover, ferner aus Bre
men Telegramme vor, in denen die dortigen Angeſtellten ſich mit
den Berliner Kollegen ſolidariſch erklären und für einen
Seneralſtreik eintreten. Außerdem haben Beſprechungen mit
den Angeſtelltenverbänden der Elektro-Jnduſtrie ſtattgefunden, die
in einen Sympathieſtreik treten wollen. Vor allen Dingen ſind
S die Angeſtellten der Elektrizitätswerke von Berlin und
Umgegend, welche die Arbeit niederzulegen bedenken.

Ruſſiſcher Proteſt gegen Verleumdungen.
Dudapeſt, 11. April. Das ruſſiſche Volkskommißariat

für Jrewürtiges ſandte folgendes Radiotelegramm nach Eng
lend

Soeben erfahren wir, daß im engliſchen Unterhauſe am
6. März Herr Harmsworth, Unterſtaatsſekretär für Auswär-
wges, erklärt hat, daß die Zahl der von der bolſchewiſtiſchen
Regierung in Rußland hingerichteten Männer, Frauen und
Kinder ſehr groß ſei, und daß die bolſchewiſtiſche Re ierung
einen Teil ihrer bedeutenden chineſiſchen Streitkräfte bdenütze,
um ihr als Henker zu dienen, ſowie auch, daß die Opfer derſelben
unter Tortur geſtorben ſeien. Das Volkskommiſſarigat des
Auswärtigen bedauert ſehr. daß der britiſche Unterſtagts-
ſekretär ſich zu einem Sprachrohr für hohle Gerüchte gemacht
hat, welche mit der Wirklichkeit nichts gemein haben. Es ift
zirzlich offiziell feſtgeſtellt worden, daß die Geſamtzahl der
SHinrichtungen im ganzen Sowjetrußland während der ganzen
Zeit des Beſtehens der Sowjetmacht 3200 geweſen iſt, wobei die
Mehrzahl der Hingerichteten gewöhnlich Banditen und Plün-
Zerer waren, gegen welche die ſchwerſten Maßnahmen nötig
waren, um die Sicherheit wieder herzuſtellen. Die angeblich
große Zahl chineſiſcher Truppen im Sowjetrußland gehört
leichfalls in das Gebiet der Fabel. Eine kleine Anzahl von

Thineſen aus der Mitte der chineſiſchen Arbeiter in Rußland
iſt in die Rote Armee eingetreten und in kleinen Detachements
rereinigt worden. Sie ſind aber niemals zu Revreſſionen be-
nutzt worden. Was die angebliche Anwendung von Tor
turen betrifft, ſo iſt dies reine Erfindung und das
Rolkskommiſſariat des Auswärtigen proteſtiert nachdrücklich
zegen dieſe falſchen Anſchuldigungen und gegen die Verſuche,
das Sowjetrußland in den Augen der anderen Völker herab-
zuſetzen. Das Volkskommiſſariat des Auswärtigen.

Reaktionärer Wind in der Schweiz.
Schweizeriſche Tey.Agentur melder: Im Generalſtreik- Prozeß

wurde am Donnerstag das Urteil gefällt Sieben Angeklagte
wurden freigeſprochen. Redakteur Nobs-Zärich erhielt
nier Monate Gefängnis, Gemeinderat Grimm- Bern, Redak-
zeur Schneider-Baſel und Nationalrat Platten (zurzeit in
NAußland) je ſechs Monate Gefängnis.

Bern, 12. April. Die im SGeneralſtreik- Prozeß verurteilten
Arbeiterführer Grimm, Schneider und Febs haben einen Aufruf
erlaſſen. in dem ſie die Arbeiterſchaft auffordern, in einem ihr
gut erſcheinenden Augenblick die Antwort auf dieſe Klaſſenjuſtiz
zu geben. Die 17 Freigeſprochenen erklärten ſich ſolidariſch mit
zen Verurteilten und forderten zum weiteren Kampfe
auf. Das Oltener Aktionskomitee ruft zur Maſſenverſamm-
lung zwecks Einführung des Achtſtundentages und der
Fezialiſiernung auf.

Dern, 12. April. Vor dem Bundeshbauſe kam es vorgeſtern
abend zu einer Kundgebung mehrerer tauſend Perſonen gegen das
Urteil im Generalſtreikprozes. Verſchiedene der Verurteilten rich
zeten Anſprachen an die Menge. Die Freigeſprochenen erklärten
ſich mit den Verurteilten ſolidariſch. Die Menge ging am Schluß
der Kundgebung in voller Ruhe auseinander.

Eine uneigennützige Tat Budaopeſter Arbeiter.
Budapeſt, 12. April. Nach einer Meldung des Ungari-

ſchen Korreſpondenzbureaus haben die Budapeſter Eiſen
und Metallarbeiter, wiewohl auch in Budavpeſt keine Fülle an
Lebensmitteln herrſcht. die Hälfte ihrer Lebens-
mittelration den Wiener Arbeitern zur Ver-fügung geſtellt. um den notleidenden Wiener Fachgenoſſen

Der Staatsgerichtshof.

die Lebensmittel zukommen zu laſſen. die ihnen die Bonrgroiſie
der Entente mit augenverdrehender Heuchelei vorenthalte.

Brandes
Kriegsgericht

nicht einmal der als Regierungsorgan doch ſo anſpruchsloſe
Vorwärts damit zufrieden iſt.
der von der Beſtrafung handelt, geradezu zur Kritik heraus.
Der Entwurf ſtellt dem Ueberführten ja nur eine Strafe in

vom Geſetz bezeichneten Sinne für ſchuldig befunden wird, der

delns zu entſetzlich geweſen.
tiſche Vergehen eine politiſche Strafe ſetzt, ſo ſoll man in
dieſem Falle nicht zögern, die ſchwerſte politiſche Strafe zu
verhängen, die gleichzeitig auch die wirkſamſte Unſchäd-
lichmachung der Täter bedeutet.

Verbannung. Dieſe erſcheint auch hier angemeſſen. Die
Männer, die das deutſche Volk in namenloſes Unglück geſtürzt
haben, ſind des Anſpruchs verluſtig, künftig noch zu der Ge-
meinſchaft des Volkes zu gehören. Nicht nur rechtlich, ſondern
phyſiſch muß ihre Ausſonderung aus dem Volkskörper voll
zogen werden. Mögen ſie weiterleben, aber nicht mehr als
Glieder des deutſchen Volkes.“

Kunde davon ablegen, daß die Zeiten vorbei ſind, in denen

aus entlaſſen. Das rin Berlin, das die Angelegen Brandeszu unterſuchen hatte, verfügte, daß Alwin Brandes ſofort
aus d v entlaſſen werde. Genoſſe Brandes war
bekanntlich beſchuldigt. in ſeiner Eigenſchaft als Führer der
Unabhängigen einen Militäragufſtand in Magdeburg
vorbereitet zu haben. Die Regierung verfügte, wie ſeinerzeit
berichtet, daraufhin die tung Brandes. Die Unabhän-gigen und Kommuniſten Magdeburgs antworteten darauf mit
z geſmahme von Geiſeln und mit der Verhaftung Lands-

rag

Das BPrivateigentum der Fürſten. Der Vollzugsrat des
Volksſtaates Reuß hat einen Antrag Kahnt (U. Soz.)
und Genoſſen angenommen, welcher reichsgeſetzliche Maßnah
men fordert, die die Einzelſtaaten ermächtigt, Eingriffe in den
Privatbeſitz der Fürſtenhäuſer an Grund und
Boden und en Ueberführung in den allgemeinen Beſitz
ohne Entſchädigung vorzunehmen.

Fünf Monate nach Beginn der Revolution hat ſich die „ſo
zialiſtiſche“ Regierung endlich bemüßigt geſehen, der National
verfammlung in Weimar einen Geſetzentwurf zur Errichtung
eines Staatsgerichtshofes vorzulegen. Anſtatt die Schuldigen
am Ausbruch des Weltkrieges, die Bethmann Hollweg, die
Jagotw, Ludendorff, Tirpitz uſw. ſchon vor Monaten zur
Rechenſchaft zu ziehen, hat man viel koſtbare Zeit pflichtver-
geſſen verſtreichen laſſen, und noch immer wartet die Oeffent
lichkeit auf die Bekanntgabe des geſammelten Anklagemate-
rials. Wer weiß, wieviel davon inzwiſchen bereits beiſeite
geſchafft oder vernichtet worden iſt. Die Schuldigen laufen
noch immer frei herum, ja, ſie ſind bereits wieder, wie Luden
dorff, ſo kühn geworden, offen mit der Gegenrevolution zu
liebäugeln und zu ſpielen. Während ſie aber dieſe hochmögen-
den Kriegsverbrecher mit zarter Schonung behandelt, verfolgt
dieſe famoſe „ſozialiſtiſche“ Regierung alle die mit den brutal
ſten Mitteln, die die Errungenſchaften der Revolution ſichern,
ausbauen und die Revolution vorwärtstreiben wollen. Der
Gewaltmenſch Noske bedient ſich zyniſch der wilhelminiſchen
Offiziere und weißer Garden, des Belagerungszuſtandes und
des Stand, rechts zur Niederwerfung und Abſchlachtung der
wirklichen Revolntionäre, die die Empörung über den Verrat
an der Revolution in den Streik oder auf die Siraße treibt.
Tauſende, darunter zahlreiche Unſchuldige, hat Noske um nichts
als um ihrer revolutionären Geſinnung willen ins Gefängnis
werfen laſſen, und viele von ihnen gehen einem langſamen
Verhungern entgegen. Die Militärkamarilla des Berliner
Edenhotels verhaftet und verſchleppt, von elenden Lockſpitzeln
denunzierte Arbeiterführer ganz nach Willkür. Die beſten
Kämpfer der Revolution wie Roſa Luxemburg, Karl
Liebknecht, Kurt Eisner (in Halle Meſeberg) ſind
ihr bereits zum Opfer gefallen, und bisher ſind dieſe ſchänd-
lichen Verbrechen noch immer ungeſühnt. Andere Kämpfer,
wie unfer alter Genoſſe Ledebour, Kilian und unzäh-
lige Ungenannte, müſſen im Kerker ſchmachten, während die
Ludendorffe und Tirpitze ſich ungeſtört der Freiheit erfreuen
dürfen und ihnen auch nicht ein Haar gekrümmt wird. Und
das alles geſchieht unter einer Regierung, die ſich noch „ſozia
liſtiſch“ nennt.

Dieſe Regierung hat dem Sozialismus indes nur Schande
bereitet. Den Arbeitern bietet ſie nur ſchöne Worte und väter-
liche Ermahnungen, und wenn ſie ſich damit nicht zufrieden
geben, droht fie mit der Hungerpeitſche, greift ſie S weißen
Garden, zu Maſchinengewehren, Handgrangaten, Minenwer-
fern, und wütet hundertmal ſchlimmer und brutaler als die
Gewalthaber des Hohenzolleriſchen Syftems. Schwingt ſie ſich
aber meiſt immer zu ſpät! wirklich einmal zu einer poſi-
tiven Tat auf, ſo bleibt ſie in Halbheiten ſtecken, und es kommt
nichts als Flick- und Pfuſchwerk dabei heraus.

So ift es anch jetzt wieder bei dem Geſetzentwurf zur Errich
tung eines Staatsgerichtshofes. Seine Unzulänglichkeit kann
nicht beſſer gekennzeichnet werden als durch die Tatſache, daß

Vor allem fordert der Paſſus,

Ausſicht, eine Strafe, die freilich nur verhängt werden
kann, nicht muß. Schon das iſt, was auch der Vorw. ein
ſieht, ein Fehler. Und der Vorw. fordert dann: „Wer in dem

muß unter allen Umſtänden auch beſtraft werden.
Um ihn ſtraffrei zu laſſen, dazu ſind die Folgen ſeines Han-

Aber wenn man auf poli-

Schon die Demokratie des
Altertums kannte für politiſche Schädlinge die Strafe der

Am Schluſſe des Aufſatzes rafft ſich dann der Vortw. zu der
Forderung auf, „den Staatsgerichtshof ſo auszugeſtalten, daß
ſein Urteil von den Betroffenen als höchſter Ernſt emp-
funden wird. Er ſoll der Mitwelt und Nachwelt deutliche

man die kleinen Diebe mit größter Peinlichkeit hängte, in
denen aber die größten Menſchheitsverbrecher
ungeſtraft und gar noch geehrt und geachtet herumliefen.“

Soll der zu errichtende Staatsgerichtshof dieſen Zweck er
füllen, dann muß er auf eine ganz andere Grundlage geſtellt
werden, als ſie der Regierungsentwurf vorſieht. Aber bei der
ganzen Zuſammenſetzung des Weimarer Nationaltheaters iſt
nach dieſer Richtung hin kaum etwas Durchgreifendes zu er-
hoffen.

J

Die Republik nennt den Entwurf „ein anmutiges Spiel“.
Sie ſchreibt dann treffend „Zweifellos wird dieſer Vorſchlag
von allen bürgerlichen Rarteien jern angenommen werden.
un der Begz indung des Entwurfes heiß' es zwar mit drako-
niſcher Nuance, man ſei „beſeelt von der redlichen Abſicht, der
Wahrt.cit zu dienen, der Mino. t nicht vorzu enthalten und die
Schuldigen nicht zu ſchonen.“ Doch wie ſieht dieſer Staats-
gerichtshof aus, zu deſſen Bildung tatſächlich es iſt eine der
groteskeſten Farcen der Weltgeſchichte Ludendorffs
Wunſch den letzten Anſtoß gab? Es erübrigt ſich. Weiteres
mitzuteilen, kennt man nur die vorgeſehene Strafe. Es heißt
da:

„Stellt der Stagtsgerichtsbof ein Verſchulden feſt. ſo
kann er den Schuldigen dauernd für unfähig er-
klären, öffentliche Aemter zu bekleiden und
in öffentliche Körverſchaften gewählt zu werden.“

n

Ob ein Mann vor den Gerichtshof oder nicht,
entſcheidet in geheimer (1) Verhandlung ein Ausſchuß, ge-

S e
bildet aus 16 Mitgliedern der ehe erStimmver i Ffationeiverſamuuung entſpr wird
in dieſem Ausſchuß eine Mehrheit ſitzen, die allen Grund hat,
Schuld nicht zu offenbaren.)

Ferner heißt es:

eder Deutſche kann bei dem dieEröffnung des Verfahrens vor dem Staatsgerichtshof gegen
ſich ſelbſt beantragen.

Dieſer Paſſus verrät den Sinn des ganzen anmutigen
Spieles. Der ſogenannte Staatsgerichtshof iſt letzten Endes
nicht beſtimmt, Schuld feſtzuſtellen und zu gen ſondern er
ſoll den kompromittierten Männern des alten Regimes das
offigielle r ihrer Unſchuld verleihen.

Vielleicht wird, um das Preſtige nach außen zu wahren, einer
der kleineren Sünder, vielleicht, was ſehr unwahrſcheinlich iſt,

r Tirpis oder Ludendorff von dieſem Stgatsgerichtshof
uldig Das heißt mitſchuldig am Tode von Mil

lionen an der Verkrüppelung von weiteren Millionen, an der
Vergeudung von Milliarden, an der Verrohung, dem Elend
und der Verſklavung des deutſchen Volkes bis auf ſpätere
Generaionen. Dieſer Mann wird mit der furchtbaren Strafe
lelegt, keine öffentlichen Aemter mehr bekleiden r dürſen.

Den 14 jährigen Knaben Hans Ball aber ver-
urteilte der Gerichtshof des repolutionären Deutſchland
einem Jahre Gefängnis
Deutſche NRaklonalverſanmlunn,

86. Sitzung, Sonnabend, den 12. April, vormittags 10 Uhr.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 10 Uhr
25 Min. und ſchlägt vor, den an letzter Stelle auf der Tages
ordnung ſtehenden Geſetzentwurf über die

Regelung der Kaliwirtſchaft
ſofort in Angriff zu nehmen, damit der Ausſchuß ihn ſchon
heute nachmittag beraten könne. Das Haus iſt damit ein
verſtanden.

Abg. Sachſe (Soz.): Ueber den Generalſtreik im
weſtfäliſchen Kohlengebiet kann ich mitteilen, daßdie Regierung mit den vier Vergarbeiterverbänden die
ſiebenſtündige Arbeitsſchicht einſchließlich Ein- und
Ausfahrt ſofort eingeführt hat und daß zur Prüfung
der Frage, ob auch eine ſechsſtündige Schicht für die Jn
duſtrie erträglich iſt, eine Kommiſſion eingeſetzt iſt. Hier-
für wird eine internationale Regelung eintreten müſſen. Vei
der geſtrigen Revierkonferenz der Vertranenslente unſeres
Bergarbeiterverbandes haben 217 Vertrauenslente für die Wie
deraufnahme der Arbeit, 82 dagegen geſtimmt und is6 haben ſich
der Stimme enthalten. Die Arbeit wird alſo wieder aufge
nommen werden. (Beifall.) Das vorliegende Geſetz bringt
für den Kalibergbau nicht die vollſtändige Soziali-
ſierung, aber einen ſehr bedeutenden Schritt dazu. Es ſoll
eine alsbaldige Gemeinwirtſchaft des Kalibergbanes eingerich
tet werden. Ein Reichskalirat und ein Sachverſtändigenrat
find vorgeſehen. Die Kalierzeuger werden zu einer Vertriebs-
gemeinſchaft zuſammengeſchloſſen.

Mit Rückſicht auf die Notwendigkeit, auch im Kalibergbau
den Siebenſtundentag durchzuführen, und zwar ohne Vermin
wer des Lohnes, werden wir die in der Vorlage ege
gene Preiserhöhung für Kali akzeptieren müſſen. n
dererſeits wird es notwendig ſein, der Frage einer Er
höhung der Kaligabgabe näherzutreten, und zwar mit
der Maßgabe, daß dieſe geſtafſelt werden kann. Zur Erörte
rung aller dieſer Einzelfragen wird eine Kommiſſions-
beratung notwendig ſein. Jch beantrage, die Vorlage an
eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu verweiſen

Geheimer Oberregierungsrat Kreßmann: Es ſind Vor
ſchriften vorgeſehen, um das beſtehende Kaliſyndikat, das in
ungemein ſegensreicher Weiſe den Aufſtieg der Kaliindnſtrie
gefördert hat, in die neuen Verhältniſſe überzuführen. Ueber
einer erhöhte Nutzbarmachung der Kaliwerke zur Aufbringung
finanzielker Mittel für das Reich ſchweben Erwägungen. Es
iſt dabei auch eine Staffelung der Abgaben bereits vorgeſehen.

Abg. Jmbuſch (Zentr.): Die Sozialiſierung der Kaliindu
ſtrie iſt notwendig. Jhre Weiterführung muß aber ſo erfol
gen, daß dadurch nicht die Ausfuhr erſchwert wird. Von der
Regierung muß dafür geſorgt werden, daß die Arbeiter im
Kohlenbergbau, die arbeiten wollen, dazu auch in der
Lage ſind. Oft ſind die Beamten radikaler als die Ar
beiter und reizen noch zum Streik auf.

Abg. Pohl mann (Dem.): Wir haben gegen die Soziali
ſierung des Kalibergbaues noch ſtärkere Bedenken als gegen die
Sozialiſierung des Kohlenbergbaues.

Abg. Behrens (Deutſchnatl.): Wir ſind keine r
lichen Gegner der Sozialiſierung, haben aber die allergrößten
Bedenken gegen dieſes Geſetz. Die Sozialiſiernng der Kali
induſtrie iſt deshalb bedenklich, weil dieſe für den Auslands
markt arbeiten muß.

Abg. Reinecke Deutſche Vp.): Wir ſind mit der Ueber
weiſung an einen Ausſchuß einverſtanden. Wir wenden uns
auch hier gegen die Sozialiſierung, wie wir über
haupt gegen die Sozialiſierung ſind.

Geheimer Oberregierungsrat Kreßmann gibt beruhigende
Erklärungen ab über die Verſorgung der Landwirtſchaft
mit Kali auch im laufenden Jahre und macht Mitteilung von
der Beſſerung der Ausfuhrverhältnifſe.

Abg. Dr. Cohn (U. Soz.): Das Geſetz iſt unbranch-
bar, es ift eine Knliſſe, hinter der ein kapitaliſtiſches Schau
ſpiel aufgeführt wird. Die Strömungen in der Regierung,
die gegen weitere Sozialiſierungen arbeiten, wagen ſich immer
kühner hervor. Die beſten Beweiſe daiur ſind die Rede Pohl
manns, die letzte Rede Payers und das Rücktrittsgeſuch
Schiffers. Uebergriffe des überwütig gewordenen franzö
ſiſchen Militarismus verwerfen wir ſelbſtrerſtändlich. Aber
man darf nicht alles glauben, was die Waffenſtillſtandskom-
miſſion in der ihr ergebenen Preſſe verbreiten läßt. Kein ernſt
hafter franzöſiſcher Politiker denkt an eine Annektion des
Saargebietes. (Lachen.) Die Franzoſen wollen nur
die Saarkohle, die ſie unbedingt brauchen. Haben doch
die deutſchen Heere auf dem Rückmarſch auf Anordnung des
Hauptquartiers die Kohlenſchächte bei Lens erſäufen laſſen.
(Hört; hört! b. d. U. Soz.

Das Geſetz geht an den Ausſchuß.
Es folgt die Vorlage über die Ermächtigung der

Reichsregierung zum Erlaß von Verordnun-
gen in der Uebergangszeit. Die Verordnungen ſollen
unter Mitwirkung eines Ausſchuſſes der Nationalverſamm
lung erlaſſen werden können. Ein Antrag aller Parteien will
die Wahl der Ausſchußmitglieder von 15 auf 28 erhöhen.

Reichsminiſter Dr. Preuß: Der Entwurf will kein allge
meines Verordnungsrecht für die Regierung in Anſpruch neh-
men, er will ihr nur die Möglichkeit geben, wenn es die be
ſonderen Verhältniſſe notwendig machen, im Verordnungswege
gewiſſe ſchleunige Dinge, die aber nicht von prinzipieller Be
deutung ſind, zu regeln. Die Vorlage will die Ermäch-
tigung nicht nur auf wirtſchaftliche Maßnahmen,
ſondern auch anf ſolche ausdehnen, die ſich aus dringenden
ſonſtigen Anläſſen ergeben. Tie Regierung bittet des
halb dringend, dieſe Generalklaufel ſtehen zu laſſen.

Abg. Haaſe (U. Soz.)
Gegen eine Kommiſſionsberatung haben wir nichts einzu

wenden, wohl aber dagegen daß dieſe Kommiſſion evtl. ſchon
morgen zuſammentritt. Jch ſehe nicht ein, weshalb dieſes
wichtige und weittragende Geſetz ſo überſtürzt verabſchiedet
werden ſoll. Die Erfahrungen, die wir mit den früheren Er
mächtiqungsgeſetzen gemacht haben, ſollten uns ſchrecken. Hier
wird nun gar von uns gefordert, daß wir ohne jede Zeit
begrenzung der Regierung eine Blankovollmacht aus
tellen ſollen. (Zuruf: Während der Tagung der Nationalver-
ſammlungl) Wie lange die tagen wird, wiſſen Sie ſo wenig

S e

*2 55



W

R e W v e

Am allewie wir!
durch Ausſtellung einer ſolchen Blankovllomacht ein beſonderes

können wir dieſer Regierung

Vertrauen ausſprechen. Für mich iſt der Vorgang, der ſich am
N. März zwiſchen Herrn Erzberger und mir abgeſpielt
dat, ein beſonderer Anlaß,

dieſer Regierung zu mißtranuen.
Redner geht ausführlich auf den Vorgang ein und ſucht anHand des Protokolls nachzuweiſen, da Erzberger über den

Verlauf der J tatſächlich falſche An
za ben gemacht habe.

Präſident Fehrenbach: Was das mit dem Geſetz zu tun
haben foll, vermag ich r nicht einzuſehen.

Abg. Haaſe (fortfahrend): Jch will mit dieſen Feſtſtellungen
nur nachweiſen, weshalb wir und weshalb ſpeziell ich alle Ver
anlaſſung habe, der Regierung in Fragen der aus gen
Politik das ſchärfſte Mißtrauen entgegenzubringen und ihr
zaher dieſe Blankovollmacht zu verweigern.

Präſitent Fehrenbach: Bei einer ſolchen Auffaſſung gibt
s überhaupt nichts unter Sonne, Mond und Sternen, was
man nicht mit dieſem Ermächtigungsgeſetz in Zuſammenhang
ringen könnte.

Iba. Hagſe (fortfahrend): Jch möchte weiter wur noch die
Tatſache feſtſtellen, daß derſelbe Herr Erzberger am

September 1914 eine Denkſchrift verfaßt hat, in der er
die Anwendung derſelben Grundſätze, die jetzt die Entente
Dentſchland gegenüber zur Durchführung Lingt ſeitens
Deutſchlands befürwortet hat. (Zuruf b. d. U. S.: Und der iſt
heute noch Miniſter!) Unter dieſen Umſtänden könnte es dahin
oinmen, daß der Staatsgerichtshof ſich mit einem Mit-

lied derfelben Regierung wird befaſſen müſſen, von der dieſe
Jorlage ansgeht. (Beifall b. d. U. Soz.)

Damit ſchließt die Beſprechung. Die Vorlage geht an
den Wirtſchaftsausſchuß.

Nächſte Sitzung Montag 2 Uhr.

Der Bergarbeiterſtreik.
Die amtlichen Meldungen verkünden das Ende des Berg-

arbeiterſtreiks und ſtellen es ſo dar, als ob ſich die Bergarbeiter
wieder mit einem wahren Feuereifer in die Arbeit geſtürzt
sZätten. Hier mag der Wunſch der Vater ſolcher Berichte ſein,
aber mit der Wahrheit haben ſie jedenfalls wenig zu tun. Man
muß ſich immer der Tatſache erinnern, daß Noskes Weiße Gar-

den Telegraph und Telephon beſetzt halten, und nur das be
richten laſſen, was der Regierung genehm erſcheint. Die Berg-
arbeiter haben ja auch gar keinen Grund zur eiligen Wieder-
aufnahme der Arbeit. Wohl haben ſich Grubenbarone und
Regierung zu Zugeſtändniſſen bequemen müſſen, aber die
dürften den Bergleuten kaum genügen und könnten doch höch
ſrens als eine beſcheidene Abſchlagszahlung r r wer
den. Die Bergarbeiter haben ja auch fonſt mehr Einſicht be
wieſen, als die Regierung, die den Generalſtreik mit Gewalt,
mit Belagerungszuſtand, Arbeitszwang und Zuchthaus-
androhung brechen wollte.

Obwohl ihre Forderungen noch nicht anerkannt waren, haben
die Bergarbeiter im Jntereſſe der Allgemeinheit
die Noiſtandsarbeiten nicht eingeſtellt. Die Gefahr des Er-
ſaufens der Schächte iſt damit abgewendet. Trotzdem kann die
Regierung nicht damit rechnen, nun ohne Verhandlun-
gen mit der Neuner kommiſſion die Wiederaufnahme
der Arbeit herbeiführen zu können. Bisher iſt nur eine außer
ordentlich geringe Zungahme der arbeitswilligen Bergleute
zu verzeichnen, die teilweiſe ſogar auf die Erfüllung der Be
dingungen der Streikenden durch die Zechenherren zurückzu
führen iſt.

Ob der Aufruf der Bergarbeiterorganiſationen und der
Beſchluß des alten Bergarbeiterverbandes eine weſentliche
Aenderung der Streiklage herbeiführen wird, iſt ſehr
zweifelhaft, da die Organiſationen an Einfluß auf die
Bergarbeiter erheblich eingebüßt haben.

Der Streik dauert fort.
Bochu m, 12. April. Die Streiklage im Bochumer Bezirk iſt

nach wie vor ernſt. Auch die Bewilligung der fiebenſtündigen
Schicht haft keinen Umſchwung herbeigeführt. Mit Aus
nahme der Schächte der Harpener Bergbangeſellſchaft, die am
gert die Arbeit wieder aufnehmen wollen, haben die
Bergleute beſchloſſen, bis zum Sturz derſetzigen Regierung im Streik zu verharren, ob
wohl der alte Vergarbeiterverband auf Grund der Zugeſtänd
niſſe der Regierung und der Erfüllung der Knappſchaftsforde
xungen mit großer Mehrheit den Bergleuten empfohlen hat, die
Arbeit ſofort wieder aufzunehmen.

Die Knappſchaftsbeamten haben beſchloſſen, am
Montag wegen Gehaltsforderungen in den Streik zu treten.
Schon geſtern leiſteten ſie paſſiven Widerſtand.

Hagen i. W., 12. April. Die Arbeiterſchaft von Hagen und
Schwelm unterſtützen die ſtreikenden Vergleute in ihrem
Kampf und bitten auszuhalten bis zum Endſiege. Die geſamte
Arbeiterſchaft von Hagen und Schwelm iſt heute, den 11. April,
in den Generalſtreik aus Sympathie und Solidarität für die
ſtreikenden Berglenute eingetreten.

Der erſte Streik. 4
Der arme Teufel bleibt arm ob er Steuern zahlt oder

nicht. Da es alſo für ihn einerlei iſt, ſo ſoll er zahlen, dem
Grundſatz folgend: Wer nichts hat, kann nichts verlieren.
Anders iſt es bei dem Reichen. Zahlte er ſeinem Vermögen
entſprechend, ſo könnte er arm werden. Wer ſoll dann all die
ſchönen und guten Sachen kaufen? Es iſt alſo einleuchtend. der
Arme muß zahlen und der Reiche nicht.

Darüber beſtand bei den Patriziern im alten Rom kein
Zweifel. Sie ſaßen geruhſam und gemäſtet auf ſchwellenden
Polfſtern in der prächtigen Staatskaroſſe, die das elende
„zahlende“ Volk (die „misera contribuens plebs“) trotz Moraſt,
Zchutt und Schlamm weiterführte, mochten Tauſende dabei vor
Trmattung hinſinken. Die Staatskaroſſe nahm ihren Weg
über die Leichen der Verhungerten!

Manchmal fanden ſie noch Kraft, ſich gegen Verdammnis
und Knechtſchaft aufzulehnen und die Karoſſe im Sumpf ſtecken
zu laſſen. Dann ſtiegen die ſatten Patrizier aus, führten die
darbenden Naſſen gegen die Volsker, Sabiner, Aurunker,
Latiner und andere. Sie verſprachen den Plebejern das Land
der zu bekämpfenden Völker, wenn ſie ſie beſiegen.
Den reichen, wohlgenährten Herren machte das Raufen
Spaß. Es verſchaffte ihnen den nötigen Appetit. Sie übten
ſich wenn es nicht gegen fremde Völker ging unterein-
ander im Ringen. Maſchinengewehre gab es damals nicht.
Gegen Pfeile ſchützten Schild und Panzer. Ringen ſtellt ein
geſundes, appetitreizendes Vergnügen dar. Ueberdies waren
die Patrizierinnen und ihre Kinder zu Hauſe wohl geborgen,
während die Herren die römiſchen Kompagnien (die Centurio-
nen) zur Rauferei führten.
Anders ſah es freilich bei den elenden zahlenden Maſſen aus.
Sie brauchten keine übermäßige Bewegung, hatten Hunger
genug, wenn ſie die Staatskaroſſe mit den feiſten Jnſaſſen
zogen und arbeiteten, um Steuern entrichten zu können. Und
ihre Weiber und Kinder hungerten unterdeſſen zu Hauſe noch
mehr als im Frieden. Waren die Feinde beſiegt, ſo durften die

Mülheim, 14. April. (W. T. B.) Die Mülheimer revo-
lutionäre Arbeiterſchaft beſchloß die Fortſetzung des
Genergliſtreiks bis die Forderungen wirtſchaftli und
politiſcher Art reſtlos angenommen ſind. Weiter beſchloß man,
den Fabriken und der Eiſenbahn das Wafſer
zuentziehen.

Neue Straßenkämpfe in Düſſeldorf.
Düſſeldorf, 12. April. Die vergangene Nacht iſt ſehr

unruhig verlaufen. Die Kämpfe in der Gegend des Hauptbahn
hofes und dem Stadtteil Oberbilk ſetzten ſich bis zum Morgen
fort, wobei die Minenwerfer der Regierungstruppen, die auch
durch die Artillerie unterſtützt wurden, eine lebhafte Tätigkeit
entfalteten. Die Barrikaden, die die Spartakiſten in mehreren
Straßen errichteten, dienen ihnen nach wie vor zu Sammel
punkten. Durch den neuen Ausſtand der techniſchen Gas und
Elektrizitätsarbeiter iſt die Verſorgung der Stadt mit Gas und
Strom abermals unterbrochen worden. Die Stadt iſt nachts
völlig in Dunkel gehüllt. Jnfolge der militäriſchen Beſetzun
des Bahnhofes verkehren die Züge nach und von Oſten nur bi
Bahnhof Derendorf.

Däüſſeldorf, 12. April. (W. T. B.) Hente haben die
Arbeiter des ſtädtiſchen Waſſerwerks ebenfalls die Ar
beitniedergelegt, ſo daß die Stadt ohne Waſſer iſt.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 14. April 1919.

Sozialdemokratiſcher Verein (U. S. P.) Halle.
Dienstag, abends 6 Uhr, im Volkspark: Sitzung des Partei

vorſtandes, ſämtlicher Stadiverorsnetenkandidaten der alten
Liſte und der Funktionäre.

Dienstag, abends 8 Uhr, Mitgliederverſammlung. Mitglieds
buch mitbringen.

Donnerstag, abends 8 Uhr, Diſtriktsverſammlungen in allen
Tiſtrikten.

Jn allen Veranſtaltungen:
„Stellungnahme zu der am 27. April ſtattſindenden

Stadtverordnetenwahl.
Am Freitag (Karfreitag) findet eine Flugblattverteilung ſtatt,

an der ſich alle Genoſſen und Genoeſſinnen beteiligen müſſen.
Der Vorſtand. J. A. Albrecht.

Akfademiker und Soziolismus. Jn einer Verſammlung der
Ortsgruppe Halle der Sozigliſtiſchen Studentenvereinigung im

örſaal der Univerſität ſprach am Sonnabend der Rechtsſozialiſt
atzenſtein über Sozialismus und Akademiker. Der Redner ent-

ledigte ſich ſeiner Auſgabe in ziemlich ſachlicher Weiſe. Wenn er
einige Schiefheiten über die „anderen Richtungen“ brachte, ſo ift
das bei ſeiner Parteiſtellung ſchließlich nicht anders zu erwarten.Daß er nicht allzu gründtich und tief im wiſſenſchaftlichen Grunde

des Sozialismus ſchürfte, ſondern ſtark die ideelle Seite in den
Vordergrund rückte, wurde von uns zunächſt als ein Fehler emp-
funden, da wir in dem Glauben als Zuhörer erſchienen waren,
vor Akademikern ſei die ſtreng wiſſenſchaftliche Begründung die
beſte Methode. Wir haben eine gewaltige Enttäuſchung erlebt.
Wer der Meinung geweſen ſein ſollte, die „geiſtige Blüte der
Nation“ ſei in den Hörſälen der Univerſitäten zu finden, der iſt
gründlich von dieſem Glauben kuriert. Abgeſehen von einem
Häuflein ernſter, ſtrebender Wahrheitsſucher beſtand die Maſſe
der anweſenden Studierenden aus flachköpfigen, in tauſend
Vorurteilen beſangenen Bourgoiſie-Sprößlingen, die auch in
ihrem Benehmen den erwarteten Anſtand vermiſſen ließen.
Die Ausſprache eröffnete der geſchwätzige Hans Dampf in allen
Gaſſen, Herr Profeſſor Deutſchbein. Wie in der Dietrich-Verſamm-
lung in den Thalia-Sälen begann er damit, die wiſſenſchaftlichen

higkeiten des Redners anzuzweifeln. Seine Ausführungen über
ozialismus waren ein Munſterbeiſpiel ödeſter Phraſendreſcherei

und jämmerlichſter Unkenntnis. Daß er trotz ſeines überheblichen
Gedarens ſeine gelehrte Naſe noch nie in ein ſozialiſtiſches Buch
geſteckt hat, bewies er mit jedem Satze. Wir können es den „Ge
bdildeten“ von Halle nachfühlen, daß ſie einen ſolchen Philoſophen
ſchweren Herzens ſcheiden laſſen. Ueber die anderen Debatteredner
iſt nicht viel zu ſagen. Einige von ihnen werden ſicher bei ehr
lichem Fleiß zu den Quellen ſozialiſtiſcher Wiſſenſchaft gelangen,
andere bewieſen, daß ſie nie über die Schranken ihrer Standes
vorurteile hinausgelangen können und wollen.

Der Schluß der Verſammlung geſtaltete ſich noch „akademiſch
würdig“. Als Herr Katzenſtein mit dem Schlußwort begann, ver
ließen die antiſozialiſtiſchen Jünglinge unter ſtarkem Lärm den
Saal. Doch einige haben aus dem Vortrag eine Lehre zu ziehen
gewußt und ſich der Sozialiſtiſchen Studentenvereinigung an
geſchloſſen.

v Sperrnng der Gasabgabe. Der Streik im Ruhrkohlenrevier
zwingt dazu, die Sperrzeit für die Entnahme von Gas weiter
auszudehnen und zwar mit Wirkung vom Dienstag, den 15. April
auf die Zeit von morgens 5 Uhr bis nachmittags 7 Uhr.

Stadttheater. Heute Montag, abends 7 Uhr, wird Nicolais
komiſche Oper Die luſtigen Weiber von Windſor wiederholt. Am
Dienstag, abends 7 Uhr, Jlſebill. Die Beſucher von Jlſebill
werden erneut erſucht, rechtzeitig zum Beginn der Vorſtellung

Plebejer den Staatswagen weiterſchieben. Sie waren dann in
der Regel ſo verſchuldet, daß ſie ſich als Sklaven verdingen
mußten. Geld lieh man ihnen nur, ſolange ſie noch etwas
hatten, und zwar zum edlen römiſchen Zins von 12 Prozent
oder ſogar gegen Zins vom Zins der Zinſen.

Das ging ſo jahrzehntelang.
Da ließen wieder einmal die Plebejer den Staatskarren im

Kot ſtecken. Wieder führten ſie die ſatten Patrizier gegen die
Latiner. Wieder ſaßen die Plebeſer mit ihren Hoffnungen auf.
Diesmal aber es war 494 vor Chriſto ließen ſie ſich nicht
mehr vorſpannen. Sie machten den erſten Streik, bezogen den
heiligen Berg am Anio, der, eine Stunde von Rom entfernt,
in die Tiber fließt, und ließen die Patrizier in der Patſche
ſtecken.

Zuerſt waren ſie ſtarr vor Entſetzen. Wer ſollte jetzt für ſie
arbeiten und zahlen? Sie einigten ſich dahin, ihren ſchlaueſten
Kopf und Ueberredungskünſtler, den Menenius Agrippa, zu
ihnen zu ſenden, um ſie wieder an ſich zu locken.

Mit der berühmt gewordenen Erzählung vom faulen Magen,
für den die anderen Körverteile nichts mehr arbeiten wollten,
worauf dieſer und mit ihm ſie alle an Verdauungseinſtellung
zugrunde gehen, allein hätte der Erzähler des der menſchlichen
Körperlehre entnommenen Märchens kein Glück gehabt, wenn
nicht noch andere Mittel, wie Aufhebung der Schuldtürme und
Schuldverſchreibungen Beſitzloſer, Teilnahme der Plebejer an
Verwaltung und Regierung durch Einſetzung der Volkstribunen,
dazugekommen wären.Be Räder des Staatswagens drückten rei Schultern der

elenden Maſſen etwas weniger. Jm Laufe der Zeit kriegten
ſeine üppigen Jnſaſſen die ſchwer Belaſteten durch allerlei
Ränke, neue Kriege Beſtechung der Volkstribunen und andere
Mittel wieder herum, und zweihundertſechzig Jahre nach dieſem
erſten Streik waren ſie wieder ſo ausgebentet und ausgehungert
wie damals. Es kam zum zweiten Streik, den die Gracchen
führten. Jhm folgte der dritte der vierte und ſo fort in un-
endlicher Reihe. Die Streiks ſind geblieben. Jhre Zwiſchen-
räume ſind kürzer, ihre Wirkungen ſtärker geworden

Dr. Ludwig Karell (W. J. Z.).
r

Plätze ein da während der Aufführung die EinS ren geſchloſſen bleiben und Zuſpätkommende

gä um Zu 1für ben dadurch bedingten Verluſt ihrer Plätze nicht entſchädigt

werden können.
Wahalla en Theater. Der Raſtelbinder wird nur

noch an vier nden aufgeführt. Am Karfreitag bleibt das
Theater geſchloſſen. Am Sonnabend kommt die Operetten Neu
heit Jungfer Sonnenſchein von Georg Jarno zur Erſtauffüh
rung. Der Vorverkauf hierzu iſt eröffnet.

Schokolade geſtohlen. Am Sonntagnachmittag wurde in der
Ludwig WuchererStraße aus einem Zuckerwarengeſchäft für 655
Mark Schokolade und etwa 400 Mk. bares Geld geſtohlen. Der
oder die Täter ſchnitten aus der im Hausflur befindlichen Tür
die Füllung heraus und gelangten auf dieſe Weiſe in den Laden.

Echietzerei. Jn der Nacht zum Sonntag wurde in der Rich
tung Amtsgarten Klausbergſtraße wieder ſcharf geſchoſſen. Die
Schießerei war ſehr hefttg.

Arbeiter und Bauernrat des Saalkreiſes.
Mittwoch, den 16. April, vormittags 9 Uhr Kreisratsſitzung im

Kreisſtändehaus. Vollzähliges Erſcheinen dringend erwünſcht!
Der Vollzugsausſchuß. J

Die Bedeutung der Kreistagswahl.
Die „Kreisangehörigen“ ſind berechtigt zur Teilnahme an

der Verwaltung und Vertretung des Kreiſes, ſo ſagt u. a. der
g 7 der Kreisördnung. Die Vertretung des Saalkreiſes
im Kreis Stände“-Haus beſteht aus 86 Kreistagsabgeordneten,
und zwar ſo müßte man annehmen aus den „Kreisange-
hörigen“ aller Stände. Die Zuſammenſetzung des alten
Kreistages, in dem 25 Ritterguts und Großgrundbeſitzer,
zum Teil vom Adel, 2 Amtsvorſteher, 2 Bürgermeiſter, 1 Fabrik-
beſitzer, 1 Fabrikdirektor und 1 Kaufmann einſeitig geſchaltet
und gewaltet haben, belehrt uns jedoch, daß das werktätige,
ſchaffende Volk in den Landkreiſen bisher nicht mit zu den
Kreisangehörigen im Sinne des oben angeführten Pare-
graphen gerechnet wurde. Es war nur dazu da, um die ihm
auferlegten Pflichten und Laſten als Kreisangehörige zu er-
füllen Rechte hatte das ſchaffende Volk nicht.

Die Wahl zum Kreistag geſchah bisher durch Wahlmänner.
Am 4. Mai finden, wie bereits mitgeteilt, die Wahlen zum
Kreistage nach dem demokratiſchen, freien, gleichen und ge-
heimen Wahlrecht ſtatt. An den Landbewohnern, den produktiv
tätigen Volksgenoſſen und genoſfinnen, liegt es nun, ſich durch
die Wahl ihrer Kandidaten im Kreistag den nötigen Einfluß
zu ſichern, um die bisherige einſeitig-junkerlich-reaktionäre
Jntereſſenvertretung einer Minderheit, die das Wohl der breiten
Maſſen mit Füßen getreten hat, reſtlos zu beſeitigen.

Wie kann dies geſchehen? Jeder Arbeiter muß ſich immer
wieder vor Augen halten, daß mit dem Siege einer ſozialiſtiſchen
Mehrheit im Kreistag den fendalen Junkern und bürgerlichen
Geldſacksintereſſenten die ſtärkſte Feſtung. der finſterſte
reaktionärſte Hort in der Kreisvertretung zertrümmert wird.
Denn wohlgemerkt, der Kreistag hat das Vorſchlagsrecht für
den Landratspoſten. Der Kreistag wählt den bisher
all mächtigen Kreisausſchuß und die Kreiskommiſſionen. Ferner
wählt er zwei Kreisdeputierte, die den Landrat in Behinde
rungsfällen zu vertreten haben. Wie ſieht der Kreisausſchuß
jetzt aus: Er beſteht aus 6 Mitgliedern 2 adligen und 1 bür
gerlichen Großgrundbeſitzer, 2 Oekonomieräten und aus 1 Bür-
germeiſter. Die Stellvertreter des ungekrönten Königs, des
Landrats, waren die beiden einflußreichſten ad ligen Groß-
grundbeſitzer des Kreiſes, der feudale Kammerherr von Bülow
und der Herr von Zakrzewſki. Wie dieſe Herren für die Jntee-
eſſen der ſchaffenden Arbeiterfiaſſe bisher geforgt haben, zeigen
die harten Auseinanderſetzungen und Kämpfe des Landarbeiter
verbandes mit der ſogenannten Arbeitsgemeinſchaſt, um den
Landarbeitern ein auch nur einigermaßen menſchenwürdiges
Daſein zu verſchaffen.

Volksgenoſſen und egenoſſinnen auf dem Lannde, in errck
Hand liegt es nun, daß eine ſtarke ſozialiſtiſche Mehrheit
dieſes vormärzliche Kreisparlament einzieht. Werbt nae
lich von Mund zu Mund nur für die Kandidaten
U. S. P. Jhr werbt damit nicht nur für eure Sache. ſon rn
für die Sache des geſamten ſchaffenden Volkes, zum Wohl
Allgemeinheit.

Amtliche Wecteranſage.

Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jmengau.
Dienstag, den 15 Apriſ, Wolkig, mild zeitnoeiſe Regen.

rbeſter, tretet den Vereinen der

Unabhängigen Sozialdemokratie bei
und werdet Leſer des Volksblattes!

t Inſerate gehen vor.

Der Zwiebelfiſch, die Münchner Zeitſchrift Hans von
Webers, erzählt folgende Geſchichte:

Eines Tages, während des Balkankrieges, traf ich im Straßen
bahnwagen meinen Freund. Dr. H., einen bedeutenden Hiſw
riker, aus Sachſen, der damals infolge arger Geldklemme ge
nötigt war, als zweiter politiſcher Redakteur eines liberalen
Weltblattes ſich im Karuſſellfahren zu üben. Seiner geraden
Natur widerſtrebte dieſe Fron arg, und ſolange er ſie erduldete

bald ſchon warf er ſie von ſich wie ein ſchmutziges Hemd
machte er oft ſeinem Herzen in grimmen Ausfällen Luft. So
erzählte er mir denn, als wir uns auf der Straßenbahn trafen:
„Heern Se, mei Liewer, das war heide wieder mal e Dag aus
der Weldgeſchichde! Frih gommd der Chefredakteur, Dokder
Gummi, begeiſdert ſich fier de Dirgei und verlangt von mir
binnen zwee Schtunden en' Leidartikel fier de Dirgei und
gegen die andre Balganbande. Alſo ich ſchreibe drufflos, als ch
ich nen ganzen Harem zu verdeid'gen häddel Gaum bin ich
ferd'g, rufd der Gummi an und meent, er hätte ich verheddert,
mir wären gegen de Dirgei, und ich mißte den Uffſatz in
eener Viertelſchdunde ummodeln. Alſo ich drehe alles Boſidive
ins Negadive und umgekehrt. Fch hatte merſch nämlich glei
gedacht und den Ardikel ſchon ſo geſchrieben, daß er gewend
werden konnte. Wie ich damit ferd'g bin, ruf ich de Setzerei an,
und da ſagt die Bande, der Uffſatz miſſe wegbleiben, es wäre
ehm e großes Jnferat gekommen, nun fehlte's an Blaz! Jch
rufe nu Gummi an, und da ſagt der: Ja, er hädde es ſchon
geheert, da wärn mer ehm nwdes intereſſiert in
Balganfragen, Jnſerate gingen vorl SehnSe, mei Lieber, das is doch was fir'n Hiſtoriker drei Sorten
Weltgeſchichte an eenen Vormiddag, und als Reefuldad en
Dreog! So was machd hungrig Mahlzeid!“ Und er
ſprang ab. z

Der ganze Wagen voll Fahrgäſte hatte der ſchmetternd er
zählten Geſchichte zugehört und wieherte, ſie kannten alle ihr
Leih- und Magenblatt; aber ſie halten es heute noch und ahnen
noch immer nicht, daß ſie damals eine Wurzel des ganzen
Elends, das ſie ſeitdem erlebt haben, gerochen hatten

e
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Letzte 4 T Di den 15. April 191tw Anfang Udr, Ende z rDer Rastelbinder.“ sei.
ßonaa den S Das Märlein von dem Fiſcher
Angfer Sannerz chen. e ne San

h n Gade ter reniten
Ka u und 92000Alle partelschritten empfehlt de ſeligen

Amtliche Belgnntmachungen

Auf Grund des S 8 der Verordnung vom 24. Januar
1919, des 5 2 der Verordnung vom 31. Januar 1919 und des
s 62 der Wahlordnung vom 30. November 1918 werden die

Wahlen für die 6tadtverordnetenverſummlung

auf SOnntag, den 27. April 1819,
von 9 Uhr vormittags bis 8 Uhr abends angeordnet.
Gemäß s 65 der Wahlordnung vom 30. November 1918

und S 2 der Verordnung vom 31. Januar 1919 werden
die Wähler des Stadtbezirks Halle aufgefordert, bis ein

Verband der Hensangeltrlten.
881 Dienstag, den 15. abends 7 Udr:

in Wilsdorfs Konzerthaus, Karl ſtraße Nr. 14

c 2n Tanzkränzchen
Es ladet höflichſt ein orſtend.

a

prelsrätsel 1000 Mark har
ev. t0 Proleo 4 100 Markt 221ausserdem 350 000 wertvolle Büächerproeiso

Senden Sie ans sofort re Löeang. Sie alsdann omn gebenderhates
Nachricht. ob hre Lörerng richtig i nd dass Se ans er Prois-
verteilung teſaewen. RHokporto iet beisviäges.

8088E 4 O. HaBBURG 29Buchreriag Haseſbrootetragee 23-27.

Gewäß Ziffer 1 der Bekanntmachung des Magiſtrate

14ieslig April Wablvorſchläge beim Wadl Fetriebes des ſtädtiſchen Gaswerks, ſetze ich mit
vorſtand (Rathaus) einzureichen. Die

Bewerbern zu enthalten haben, müſſen den in 88 12--16
der Wahlordnung vom 30. November 1918 feſtgeſtellten
Beſtimmungen entſprechen.

Werden mehrere Wahlvorſchläge miteinander verbunden,
ſo muß die Erklärung darüber von den Unterzeichnern der
Wahdlvorſchläge oder ihren Bevollmächtigten ſpäteſtens bis
zug 20. April dem Wahlvorſteher ſchriftlich erklärt werden.

Die Größe der Stimmzettel wird wieder mit 11 zu 14 em
feſtgeſetzt.

Halle, den 12. April 1919. Der Magiftrat.
Verbranchsmenge an Sqlachtviehfleiſch 160 Gramm

Die Verdrauchsmenge an Schlachtviehfleiſch und Wurſt,
die in der Woche vom 14. bis 20. April bei den Fleiſchern
auf Grund der Reichsfleiſchkarte entnommen werden darf,
wird, infolge nicht genügender Anlieferung von Schlacht
vieb, auf 160 Gramm feſtgeſetzt. Von den für dieſe Woche
geltenden Fleiſchmarken dürfen von der Vollkarte nur die
mit den Buchſtaben 1A bis 1H bezeichneten 8 Abſchnitte,
von der Kinderarte die mit den Buchſtaben A bis 7 D
bezeichneten Abſchnitte zum Bezuge von Schlach tviehfleiſch
oder Wurſt bei den Fleiſchern, oder zur Entnahme von
Fleiſchgerichten aus Schlachtviehfleiſch in den Gaſt, Schank-
und Spopeiſewirtichaften uſw. verwendet werden. Auf jede
dieſer 8 bzw. 4 Fleiſchmarken dürfen 20 Gramm Schlacht
viehfleiſch mit eingewachſenen Knochen oder 16 Gramm
ohne Knochen entnommen werden,

W uf die in der Hand der Fleiſchkarteninhaber ver-
bleidenden 2 bzw. 1 Fleiſchmarke werden in dieſer Woche
je 20 Gramm Hülfſenfrüchte geliefert.

Halle, den 14. April 1919. Der Maniftrat.
An Stelle der in den Wochen vom 7. bis 20. d. Mts.

aus gefallenen Fleiſchmenge gelangen in dieſer Woche ge
ſchälte Ackerbohnen zum Verkauf. Der Verkauf beginnt
am 15. d. Mts. gegen Abgabe der Abſchnitte 4 J/K der
Fleiſchkarte für die Woche vom 7. bis 13 April dzw. 4 B
der Kinderkarte, und der Abſchnitte 1 J -K der Fleiſchkarte
für die Woche vom 14. bis 20. April bzw. l E der Kinder-
karte. Auf jeden der Abſchnitte werden 20 Gramm Bohnen
verabfolgt werden. Der Verkanfspreis beträgt 98 Pfg. für
ein Pfund. Die Käufer können die Bohnen nur bei den-
jenigen Verkäufern einkaufen, bei welchen ſie für den Bezug
von Kolonialwaren in die Kundenliſten eingetragen ſind.
Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Abſchnitte zu Hunderten

ebündelt, in verſchloſſenem und mit der Firma verſehenenUmichiag auf dem die Zahl der Fieiſchmarken vermerkt

worden iſt, bis zum 22. d. Mis., unter Angabe des Reſt-
beſtandes, Marktplatz 22, II. Obergeſchoß, Zimmer 24, ab-
zuliefern.

Halle, den 12. April 1919. Der Magiſtrat.
70 Gramm VBnutter!

Jn der Woche vom 14. April bis 20. April werden auf den
Abſchnitt 16 der Fettkarte für jede Perſon des Haushaltes
70 Gramm Butter zum Preiſe von 60 Pfg. abgegeben.
Der Verkauf erf ſt vom Mittwoch, den 16., bis Sonn
abend, den 19. April 1919. Die abgetrennten Abſchnitte
ſind gebündelt dem Stadternährungsamt am Dienstag,
den 22. April abzuliefern.

Halle, den 15. April 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Käſe

in der Talamtſchule, am Dienstag, den 15. April 1919.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern

der Lebensm telſcheine 63 501-64 200 vormittags von 8 bis
12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 64201 65 000
nachmittags von 26 Uhc. Für jede Perſon eines Haus-
baltes können 55 Gramm Käſe zum Preiſe von Pfg
abgegeben werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.
Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Halle, den 14. April 1919. Der Mozgiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Roßfleiſch- Konſerven

in der Talamtſchule, am Dienstag, d. 15. April. Zugelaſſen
zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 12001--17 500 vorm. von 8--12 Uhr
und die Jnhaber der Nummern 17501 22 000 nachm. von
2—-6 Uhr. An Hanshalte mit 1--2 Perſonen kann eine

inkilodoſe, an Haushalte mit 3--4 Perſonen kann eine
weitilodofſe, an Haushalte mit 5--6 Perſonen kann eine

Eintilodoſe und eine Zweikilodoſe uſw. abgegeben werden.
Der Verkaufspreis beträgt für eine Einkilodoſe 7,49 Mk.,
für eine Zweikilodoſe 14,80 Mk. Der Lebensmittelſchein
iſt vorzulegen.

Halle, den 14. April 1919. Der Magiſtrat.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche

Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch aufge-
fordert, am Dienstag, den 15., oder am Mittwoch, den
16. April, bei den von ihnen gewählten Großfirmen den indieſer Woche zum Vertauf gelangenden Grieß ab-

zuholen. Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs
erfolgt ſpäter.

Halle, den 14. Avril 1919. Der Magiſtrat.
Da neuerdings auch Hausſchlachtungen von Pferden vor

enommen werden, wird darauf hingewieſen, daß nach derVolieiverordnung des Herrn Obervpräſidenten, betreffend

Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau bei Hausſchlachtungen vom
1. Oktober 1914 (Amtsblatt 1914 Seite 462), auch die Haus
ſchlachtungen von Pferden der Beſchau unterliegen und
Zuwiderhandlungen nach Fs 26—28 des Geſetzes, betr. die

o nwieh und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900, ſtraf-
dar ſind.

vom 26. Septemder 1918, betreffend Sicherſtellung des
Wirkung

ahlvorſchläge, vom Dienstag, den 15. April, die Sperrzeit für die Entwelche die Namen von nicht mehr als 66 vorgeſchlagenen i d T Sperrzeit f En
nahme von Gas aus der ſtädtiſchen Leitung auf 4 Uhr
vormittags dis 7 Uhr nachmittags feſt. Während der
Sperrzeit darf im Verſorgunasgebiet des ſtädtiſchen Gas-
werks kein Gas entnommen werden.

Halle, den 14. April 1919.
Ter Vertrauensmeann

des Reichskommiſſars für die Kohlendverteillung
(Adt. Gas und Waſſer).

Gemäß s 16 der „Ullgemeinen Bedingungen für die
Abgade von Gas aus der Gasleitung der Stadt Halle“
ſind unter Verpflichtung auf die Vorſchriften für dir
Ausführung von Gasanlagen im Anſchluß an das Gaswerk
der Stadt Holle“ nachſtehende Gewerbetreibende zur Aus
führung von Gasanlagen zugelaſſen: P. Angermann,
Karzerplan 2/3. Emil Bartſch, Fleiſcherſtr. W.
Berner, Gr. Klausſtr. 13. Karl Block, Gr. Klansſtr. 34.
Panl Böhme, Gr. Berlin 1. Karl Brecht, Glanchgerſtr. 3.
Guſtav Broſe, Leipzigerſtr. 96. Herm. Claaßen, Albrecht
ſtraße 11. Heinrich Dittrich, Gr. Brauhausſtr. 1. m
Domke, Taubenſr. 9. Wilh. Dietrich, Forſterſtr.
Edvard Eder, Spiegelftr. 12. F. E.
Wuchererſtr. 58. Karl Enlenſtein, Gr. Klankſtr. 25.
L. Finckb, Albrechtſtr. 43. Kurt Forberg, Barfüßerſtr. 17.
Guſtav Friſche, Zwingerſtr. 5. C. Gebhardt, Königſtr. 73.
Karl Greck, Mansfelderſtr. 60. Firma G. Günter, Königſtr. 82.
Paul Günther, Thomafiusſtr. 4. Aug. Haberlard, Gr. Stein
frraße 31. W. Hartmann, Harz 4. Aug. Haupt, Sophienſtr. 19.
Heime Hans Herzfeld, Mansſelderſtr. 45. Wilh. Hennicke,
Beeſenerſtr. A. Herzer, Geiſtſtr. 62. Firma Herbſt Co.,
Ranniſcheftr. Max Herrmann, Gr. Ulrichſtr. 57, Rich.
Herzog, Viktoriaftr. 12. Paul Himburg, Harz 31. C. G.
Hölzke, Frangeſtr. 7. Karl Huchtemann, Leipzigerſtr. 48/49.
Walter Jülich, Glauchaerſtr. 60. Alexander Jüttner, Merſe
burgerſtr. 97. Heinrich Karras, Breiteſtr. 4. Emil Kariſch
ſen., Dryanderſtr. 27. W. F. Kaufholz, Kl. Ulrichſtr. 185.
Herm. Kehr, Glanchaerſtr. 11. K. Kindermann, Lands-
vergerſtr. 6. Herm. Klette, Fiſcherplan 5. Hans Klingen,
Wielandſtr. 30. Hugo Krahl, Leſſingſtr. 45. Wilh. Krahl,
Henriettenſtr. 38. Louis Kramer, Reilſtr. 102. Carl Kranſe,
Forſterſtr. 17. Walter Krauſe, Brüderſtr. 8. Hugo Kurze,
Taubenſtr. 2. Fr. Kutſcher, Delitzſcherſtr. 77. JohannLangbein, Glauchgerſtr. 59. Richard Lehmann, Richard
Wagnerſtr. 58. Curt Linke, Steinweg 33. Robert
An Köniaſtr. 25. H. Lücke, Gr. Brunnenſtr. 22.
Alb. Mäder, Kl. Ulrichſtr. 25. Max Mädicke, Südſtr. EckeBernhardyſtr. Heinrich Oertel, Geiſtſtr. 27. Oel Woifi,
Berlinerſtr. 5. A. Reichenbach, Königſtr. 17. Rich Reich-
mann, Gr. Steinſtr. 35. Gottfr. Richter, Berlinerſtr. 33.
Louis Rücker, Karkſtr. 5. Hermann Schade, Bertramſtr. 18.
Guſtav Schaerff, Albrechtſtr. 22. Max Schöllner, Spiegel-
ſtraße 13. Heinr. Schröder, Bernburgerſtr. 19. Adolf
Schubert, Rathausſtr. 8“9. Hermann Schulze, Gr. Stein
ſtraße 21. Otto Schurig, Kapellengaſſe 1. Rich. Schuſter,
Mittelſtr. 2. Th. Schürer, Götheſtr. 20. Otto Seidemann,
Burgſtr. 63. Wilh. Seligmann, Anhalterſtr. 1. Herm.
Simbt, Ladenbergſtr. 44. O. Sperling. Reilſtr. 16.
P. Spiller, Ludwigſtr. 83. Paul Steinert, Landwehrſtr. 14.
E. Steinhof, Manfsfelderſtr. 66. Stransky, Kuttelbof 13.
Woldemar Tornan, Königſtr. 5. Ernſt Vieweg, Geiſtſtr. 48.
F. Weber Sohn, Gr. Märkerſtr. 27. Emil Wegewitz,Peerſevburgerſtr 47. Paul Weinboldt, Zinksgartenſtr I.

Max Welz, Landwehrſtr. 7.
Gasanlagen, welche durch andere als die vorſtehend auf

geführten Gewerbetreibenden ausgeführt worden ſind,
werden an das Gasnetz nicht angeſchloſſen bzw. es wird
in ſolche Leitungen kein Gas abgegeben.

Halle, den 3. April 1919.
Die Verwaltung der ſtädtiſchen Gas und Waſſerwerke.

Fahrplanänderung.
Von Montog, den 14. April d. J., ab fallen inf

P. 574 Halle ab 84, Sangerdauſen an [0* Kaſſel).
P. 575 W Nordhauſen Sangerhauſen ab 40 Halle an 617

Halle (Saale), im April 1919. Eiſenbahndirektien.

u Fahrplanänderung.
Von Montag, den 14. April d. J., ab fallen infolge

Kohlenmangels nachſtehende Perſonenzüge aus
P. 436 Leipzig ad 216, Halle an 323 Magdeburg),
P. 437 (Magdeburg--) Halle ab 420, Leipzig an 58.
Halle (Saale), im April 1929. Fiſenbahndirektien.

Fahrplanänderung.
Vom Moentag, den 14. April d. J., ab fallen infolge

Kohlenmangels nachſtehende Perſonen und Schnellzüge aus
D 146 Berlin ab 7 Halle ab 959 Frankfurt a. M.D 241 (Frankfurt a. M bau an 421, Berlin an 728,

D 40 Berlin ab 92 Halle ab 12 (--München),
D 39 (München--) Halle an 525, Berlin an 88,
D 26 Berlin ab 925, Leipzig an 1227 Münchem),
D 21 (München-- Leipzig ab 548, Verlin an 827,
P 842 Berlin ab 828, Weißenfels an Kaſſel
P 841 (Kaſſel--) Weißenfels ab 122, Berlin an
P 832 Berlin ab 72, Halle an 122,
P 833 Halle ab 315, Berlin an 77,
P 822 Wittenberg ab 522, Halle an 78
P 828 Halle ab 922, Wittenberg an

Halle. den 10. April 1919. Die Polizeiverwaltung. j Halle (Saale), im April 1918. Eiſendatzndirektien.

Erlecke, Ludwig

Franz Weiſe, Meckelſtr. 6. Hugo Weiſe Göbenſtr. 9.

olge
Kohlenmangels nachſtehende Perſonenzüge aus: *282
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Heute a. Aglled 79 V
Der ersten lebe

gold'ne Zelt.887

IIIAlte Operette v. J. Gilbert.
Vorveork. 9--1 u.

Fernrul 5738.

men Weh. Panunamn.

de Deebs J ür. Undrnaue I5, l
a Aphrodſte J 1lndlener
m b Das Problem d. Liebe reren

Das belglen.Auge re Ldes Oolzen“ J(Oberpolliger.
Herrliche ufnanmen von kingt n
der dalmatinischen Rüste rögüch:

c nnd ſhren keißbiütigen der 378ten Apelle Franke.Angelfreunde Ueberaus gpannende und kausbape irontes,

Relz. 3 Akten lutereseante Handlung. n von 5 Uhr ann t rosser Hausball.300 4.40 6.30 30 Ab Mittwoch taglich:r n l tane Kahnelt-Anenee
hoben keine Osltigket. Progreno n wergiger kurner.

Meer- Wochem Gaben un Sonne
Beglan 400 U uuwwwo

Die Abend- Por viel Vor adegiun/ ar r Pre 18 Ka t.
Aufaog 7 Uhr. [382
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Nur bis Dounnerstagt
Jack Perrv's Ehegluck.,

Das Geständänis ans Rochseltaabeud.
in der Hauptroſſe alludwle Trautmann: Farwer r Trayper

Tin die Raseengegenettze grell belenehtendes Dramas V

4 Akte. Ort der Handlueg: Ouba-

crürrcher.7
J

r ee

Penny Porter

rich Kaiver

in dem romantischen
Schauspiel

0

I

ma ans dem

Für den Humor:

Die Gänse. hin 2 Akten.

Vor und nach der Vorstellung: 896

Kaiser- Kaffee l. Etage.
Taglich von 7 Vnr an ünstier- Konzert.

Dra
J. 7 r

I Tiroler Aufstand 1809.Cercheſte-krittnung im innn

Artur Renner l
Tel. 3782. Halle a. d. S., Magdeburgerstr. 26

Fabriklager BauJiegen-, Haſen-, Kunin-Korb-, Besen-, Bürsten- und goizwaren,

J u. andere Sorten Felle,Kurz und Galanterlewaren Roßhagr n Volle
en detall.

A. Weise,
Pelz und Fellhandlung.

Rannischestr. 1. Tel. 1667

an gros.

Kasfenwagen Ceſterwagen
eortal hafte Bezugsquealle für Wlederverkäuſer.

Worserurg. (Ahknahe. la
für Innen und Aussen,

beste Qualität.
wieder eingetroffen.

Otto Kramer, farben,
Mittelwache 9 10.

c äA

Ausgabe von Butteram Sonnabend, den 18. April 1919. Es werden zugeteilt:

Auf jede Stedtfettmarke 50 Gramm Butter zum Preiſe
von 40 Pfg., ſowie 20 Gramm Margarine zum Preiſe von
9 Pig. und auf jede Zuſatzfettmarke (mit dem Aufdruck
K. und G.) 50 Grau:m Butter zum Preiſe von 40 Vrg. Foernraf 14605. 22)

Merſeburg, den 12. April 1919.
I. A. II. 1081/189. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt. Reparaturen

Ansgabe von Mager- und Buttermilch 189 anin der Woche vom 14. bis 19. April ds. Js. in jäwtlichenn 27 Uhren
Verkauféſtellen. Es werden an Mager- und Buttermilch übern. bei ſolider Ausführung

t W 857 2 und 22, Wer noch be u ren reniefert ſind, für alle Verſorgungsberechtigten Liter. urt UVUnger, Uhrmaoher,r den 12. April 1919. z Kl. Klausſtr. 18 a am
I. A l. 1018/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt. e Se ertüse

(gegenüber Barfüßerſtraße).

Aus ſtädtiſchen Beſtänden ſoll eine Anzahl wollener S riſcheund Barchent Decken, ſowie Kopfbezüge. an kinderreiche Elektriſch
Familien, c Bezahlung abgegeben werden. Meldungen 3 gprü te
unter Vorlegung des Lebensmittelheftes werden in der i
ha W ruene Nein. gummiiſoliert, ſowie ſämtli on r, im Wohlfahrtsamt, Rathau r. tlinke, entgegengenommen. 8 Inſtallations- Material

Merſeburg, den 12. April 1919.
X. 637/19.

ſucht zu kaufen *164
Der Magiſtrat. Otto Nimmig, Sittert el
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n st. Beilage zum Volksblatt.
Der Rätekongreß.

A. Sibung vom Freitag den 11. April, 1034 Uhr vormittags

Der Vorſitzende Hauſchild verlieſt zunächſt das reibendes ſtellvertretenden Preſſechefs der e r e en
ioorin dieſer erklärt, daß er in der geſtrigen Kongreßſitzung
nicht die Aeußerung getan habe: „Dann machen wir nicht me
mit, dann werden wir den Kerl verhaften laſſen. E
Mitglied der Unabbängigen erklärt daraufhin, daß
er dieſe Aeußerung ſelbſt gehört habe. Geyer und Dr.
Roſenfeld von den Unabhängigen nehmen dies zum An
laß, um heftige perſönliche Angriffe gegen Breuer zu richten,
dem ſie vorwerfen, früher in der reaktionären Preſſe den ärgſten chauviniſtiſchen Schwindel betrieben zu haben. Pie Reichs

regierung ſolle ſich dieſen Herrn Breuer etwas näher anſehen.
n Sachen Brandes teilt namens der dafür eingeſetzten

Kommiſſion Bock (Soldatenfraktion) mit, daß alle Be
r i um die Haftent laſſung Brandes'vergeblich geweſen ſind. Noske hat geſtern der Kom
miſſion erklärt, daß Gericht der Diviſion habe ſich nicht für zu
tändig erklärt. und wiſſe nicht, ob das Reichsgericht oder dasLandgericht Magdeburg zuſtändig ſei. Eine tellaſung er
ſag nicht, weil begründeter Verdacht für Hoch verrat vor
iege. Ob Noske mehr darüber erfahren hat als wir, iſt nicht

geſagt worden. Den Mifteilungen Noskes gegenüber. die Ver
hafteten ſeien in anſtändiger Haft, teile ich mit, daß bei mir
e ruder des verhafteten Brandes ſich bitter beklagte darüber,

die Verhafteten hungern

müſſen. Ich habe das ebenfalls Noske mitgeteilt und er hat
verſichert, daß er für Abſtellung ſorgen werde.
Ja Sachen Ledebour teilt Höllein mit: Jm Auf-

trag des Kongreſſes haben wir geſtern zunächſt mit dem Vor-
ſitzenden der 7. Strafkammer des Landgerichts J Rückſprache
genommen. Dieſer lehnte es ab, den i der Straf-
kammer aufzuheben, und ſo blieb uns nichts übrig, als ihm
das Beſchwerdeſchreiben des Rechtsbeiſtandes Ledebours zu
überreichen. Der Senatspräſident hat in der Rückſprache mit
uns auf rechtliche Bedenken hingewieſen und unter anderm

erklärt, die Sache wäre ganz einfach, wenn die Nationalver-
ſammlung ein ganz kurzes Geſetzchen machen würde, daß der
Rätekongreß eine Körperſchaft ſei, deren Mitglieder auch ein
Recht auf Jmmunität beſäßen. Nach den Darlegungen des
Senatspräſidenken dürfen wir annehmen, daß die heutige Ent
ſcheidung ablehnend ſein wird.

Abg. Dr. Roſenfeld ſchlägt vor, einen Antrag an die Natio
nalverſammlung zum Erlaß eines Geſetzes zu ſtellen. Cohen-
Reuß (Zentralrat) iſt der Meinung, daß die Mitglieder des
Kongreſſes immun ſein ſollen. Da aber die Tagung des Kon
greſſes vorausſichtlich morgen zu Ende gehen würde (Rufe:
ibermorgen!), ſo würde doch bis dahin ein Geſetz in der
Nationalverſammlung nicht fertig werden. Deshalb würde die
Aufgabe des neuen Zentralrates darin beſtehen, einen ſolchen
r der Nationalverſammlung für künftige Rätekongreſſe
zu machen.

Dr. Roſenfeld widerſpricht den Darlegungen des Vor-
redners und bedauert, daß die Reichsregierung nicht das Wort
genommen habe.

Hermann Müller (Zentralrat) weiſt darauf hin, daß der
Widerſpruch von 15 Abgeordneten genüge, um die ſchlennige
Erledigung eines Geſetzes in der Nationalverſammlung zu ver
bindern. Schimmel (Soz.) erklärt namens der Fragktion,
daß dieſe ſich der Auffaſſung Cohens anſchließe. Reichs
ernährungsminiſter Robert Schmidt erklärt ſich bereit, den
Vorſchlag Roſenfeld der Regierung zu übermitteln.

Der Antrag betreffend Maßnahmen zur Behebung
der Arbeitsloſigkeit wird dem Zentralrat als Mate
rial überwieſen.

Es folgt die Beratung veier Anträge über die
Aufhebung des Belagerungszuſtandes.

Dr. Roſenfeld (U. Soz.) begründet den Antrag ſeiner Frak-
tion. Er verweiſt auf das Wort: „Mit dem Belagerungs-
rer kann jeder Eſel regieren.“ Wir haben den Wunſch,
er Regierung den Vorwurf der Eſelhaftigkeit zu nehmen und

wünſchen darum, daß der in allen Teilendes Reiches auſfgehoben wird. Tagt doch ſelbſt dieſer Kongreß
unter dem Belagerungszuſtand. ie ganz anders ſah es im
November aus! Damals hob die neue Regierung ſofort den

Ein Rückblick aus dem Jahre 2000.

8] Von Edward Bellamy. Nachdr. verb.
Viertes Kapitel.

Jch wurde nicht W Wig als ich jedoch verſuchte, mir meine
Lage deutlich vorzuſtellen, befiel mich ein Schwindel. Mein
Gefährte mußte mich kräftig ſtützen, als er mich vom Dache in
ein geräumiges Zimmer des oberen Stockwerkes führte. Hier
nötigte er mich, ein oder zwei Gläſer guten Weines zu trinken
und mit ihm zuſammen ein leichtes Mahl einzunehmen.

„Jch hoffe. nun wird Jhnen wieder ganz wohl ſagte er
heiter. „Jch würde kein ſo ſtarkes Mittel gewählt haben, um
Sie zu überzeugen, wenn Sie mich nicht dazu gezwungen hätten.Uebrigens i Ihr Verhalten unter den obwaltenden Umſtänden
nur zu entſchudbar. „Jch geſtehe.“ fügte er lachend hinzu, „daß
ich einen Augenblick lang fürchtete. von Jhnen zu Boden ge
ſchlagen zu werden, wie man dies wohl im neunzehnten Jahr-
hundert zu tun pflegte. Jch erinnere mich. daß die Boſtoner
Ihrer Zeit berühmte und ſtets bereite Raufbolde waren. Da
di ich es für rätlich, Sie ſo raſch als möglich von der Wahr-
eit meiner Erzählung zu überzeugen. Fch denfe, Sie werden

mich jetzt gern von der Beſchuldigung freiſprechen, als hätte ich
Jhnen einen Streich ſpielen wallen.“

„Jetzt würde ich Jhnen glauben, und wenn Sie verſicherten,
daß ſtatt hundert Jahre tauſend verfloſſen ſeien, ſeitdem ich
dieſe Stadt zum letzten Male erblickte.“ antwortete ich, tief be
wegt von den auf mich einſtürmenden Eindrücken.

„Nur ein hundert iſt ſeitdem verſtrichen,“
Gefährte, „allein manches Jahrtanſend der Weltgeſchichte hat
weniger außerordentliche Wandlungen geſehen.“

Indem er mir mit unwiderſtehlicher Herzlichkeit die Hand
entgegenſtreckte, fügte er hinzu: „Und nun heiße ich Sie im
Voſton des zwanzigſten Jahrhunderts und in dieſem Hauſe
herzlich willkommen. Mein Name iſt Leete; Doktor Leete werde
ich gewöhnlich genannt.“

„Mein Name iſt Julian Weſt“, erwiderte ich, während ich
(ſeine Hand ſchüttelte.

„Es freut mich ſehr, Jhre Bekanntſchaft zu machen, Herr
Weſt.“ antwortete er. „Da, wie Sie ſehen, dieſes Haus an Stelle
des Jhrigen gebaut worden iſt, ſo hoffe ich, daß es Ihnen nicht
ſchwer fallen wird, ſich darin heimiſch zu fühlen.“

Nachdem ich mich erfriſcht hatte, nahm ich dankbar Doktor
Leets Anerbieten an, zu baden und die Kleider zu wechſ eln.

Allem Anſchein nach gehörten große Veränderungen in der
männlichen Tracht nicht zu den bedeutſamen Wandlungen, von
denen mein Wirt geſprochen hätte. Abgeſehen von wenigen
Einzelheiten bereiteten mir meine neuen Kleidungsſtücke nicht
die geringſte Ver legenheit.

Phyſiſch war ich nun wieder ich ſelbſt. Aber wie es eiſtig
um mich ſtand, möchte der Leſer ohne Zweifel wiſſen. Welches
waren meine Empfindungen und Gedanken, als ich mich ſo

X

verſetzte mein

Belagerungszuſtand auf, jetzt nach der Revolution find wir
glücklich ſo weit, daß ſie zurückgreift auf Kin veraltetes Geſetz
von 1851. Bei den Haftbefehlen gegen Kommuniſten prüft
man gar nicht mehr. was der einzelne getan hat. Redner ver
lieſt einen ſolchen Haftbefehl. in welchem es u. a. heißt: „Jm
Hinblick auf die Verhältniſſe beſteht gegen ſämtliche Mitglieder
der Partei der dringende Verdacht, daß ſie an den Verhetzungen
beteiligt waren, oder ſich noch daran beteiligen werden. u
zufe: Unerhört!) Dieſer Paſſus findet ein Gegenſtück
ſtens darin, daß man in der Zeit der ärgſten Reaktion gegen
über Heinrich Heine das Verbot ausſprach, nicht nur für alle
ſchon von ihm geſchriebengn Schriften. ſondern auch für die,
die er noch ſchreiben würde Redner ſchildert dann Einzelfälle
von ſchlechter und

grauſamer Behandlung Unterſuchungsgefangener.
Denken Sie an Radeks Behandlung! Ehe die

Matrofen erſchoſſen wurden, hat man einem ſogar die
Uhr weggenommen. Sozialiſtiſche Verſammlungen ſind ge
ſprengt worden, dagegen konnten die Königstrenen Verſamm-

lungen vweranſtalten. demonſtrieren und ihren Ludendorff ver
herrlichen Das geſchieht unter einer Regierung, die behauptet,
überwiegend vom ſozialiſtiſchen Gedanken deeinflußt zu ſein.
Wir fordern Aufhebung des Belagerungszuüſtan-
des und Amneſtie. Jm Jntereſſe der Arbeilerſchaft, die
unſäglich unter den fürchterlichen Wirkungen des Belagerungs
zuſtandes und der politiſchen Verfolgung leidet. (Beiſall bei
den U. Soz.)

Vorſitzender Hauſchild: Während der Rede des Vorred-
ners iſt der Zuruf erfolgt: „Frecher Geſellel“ Jch bin der
letzte der in dieſen erregten Zeiten jedes Wort auf die Gold
wage legt, aber als Vorſitzender muß ich dieſen Ausdruck rügen
und möchte alle Delegierten erſuchen, ſich in den Zwiſchenrufen
etwas Mäßigung aufzuerlegen.

Jadaſch (Kommnuniſt) befürwortet ſeinen Antrag be-
treffend Aufbebung des Belagerungszuſtandes in den Jnduſtrie
bezirken. Jn einem Teil verlangt dieſer Antrag völlige
Gleichberechtigung beider Sprachen in Ober
ſchleſien und Einführung und Zulaſſung der polniſchen
Sprache als Amtsſprache. Jch warne, ſo führt Redner aus,
die Regierung vor der Fortſetzung ihrer verkehrten Politik in
Oberſchleſien. Jn kurzer Zeit kann es ſonſt dahin kommen,
daß das volniſche Volk gegen dieſe Politik ſich aufrafft und
ſich aus den Grenzen des deutſchen Reiches hinwegſehnt.

Die den Arbeitern gemachten Verſprechungen ſind eben nicht
erfüllk worden. Jhr von der Regierung habt uns jüngere Ge-
noſſen aufgezogen, uns den Weg gegzeigt, wo wir hingehen
ſollen, und was tut ihr jetzt zur Verwirklichung der Lehren
eines Marx-Programms? Jſt das vielleicht Sozialismus, nach
Minifterſeſſeln zu ſtreben. Jſt das vielleicht Sozialismus, an
ſtatt Brot

dem Arbeiter Kugeln
zu geben? JAſt es vielleicht Sozialismus, daß 18fährige Leut-
nants, grüne Jungens, die ganze Maſſe der Bevölkerung unter
dem Belagerungszuſtand in eine Bedrängnis bringen, daß das
ganze Volk ſich von ihnen hinwegſehnt. Der Belagerungs-
zuſtand in Oberſchleſien wurde verhängt, als noch gar nichts
vorgegangen war. Die Folge iſt eine Gewitterſchwüle. Die
ganze Arbeiterſchaft ſteht aufgeregt und gewaffnet da, ſie
wartet bloß auf das Signal. von welcher Partei es auch kom-
men mag, gleichqgültig, ob von ſpartakiſtiſcher oder vpolniſcher
Seite. Jn Lipine wurde auf eine Abordnung der Arbeiter
lkaft geſchoſſen, die mit den Unternehmern verhandeln wollte.
Jn Laura-Hütte haben friedliche Arbeiter mit Muſik und nicht
mit Waffen demonſtriert, Maſchinengewehre. hat man auf
fahren laſſen und ſchoß in die Menge hinein, und dann ſtaunen
Sie, wenn die Bergarbeiter ſich zu Gewalttätigkeiten hinreißen
laſſen und auch mal die Waffen in die Hand nehmen. Jhre
Politik iſt keine Politik, ſie iſt ein Schauſpiel. Sie machen

bloß eine Theateraufführung
vor uns Arbeitern, die wir noch nicht'ſo weit geſchult ſfind, um
das zu begreifen. Aber wir haben unſern Jnſtinkt, und der
bringt uns anf den richtigen Weg, und Sie hewmen den
Jnſtinkt mit Maſchinengewehren und Kanonen. Ste hemmen
den wahren Sozialismus des Arbeiters durch Jhre Gewilt.
(Beifall b. d. U. Soz.)

Reichsernährungsminiſter Robert Schmidt Naneens der
Regierung erkläre ich, daß wir aufs Aeußerſte die von Herrn
Roſenfeld erwähnten Vorgänge bedauern un Ahhi! fo ſchaffen
werden. wenn ſie bei der Prüfung ſich als wahr herarsſtellen.
Jm übrigen hat darüber der preußiſche Miniſter des Jnnern

C J mAZ— rplötzlich in eine neue Welt verſchlagen fand? Als Antwort
ſtelle ich ihm eine Gegenfrage: Wie würde es wohl in ihm
ausſchauen, wenn er ſich in einem Nu von der Erde ſagen wir
in das Paradies oder in den Hades verſetzt wüßte? Würden
ſeine Gedanken ſogleich zur Erde zurückkehren, die er doch eben
erſt verlaſſen hat, oder würde er nicht über dem begreiflichen
Intereſſe an ſeiner neuen Umgebung ſein früheres Leben eine
Weile faſt vergeſſen, um erſt ſpäter ſeiner wieder zu gedenken
Jch kann nur ſagen, daß die letztere Annahme die richtige ſein
müßte, vorausgeſetzt, daß ſeine ſeeliſche Verfaſſung auch nur
entfernt der meinen gleichen würde, als ich mich ſo mit einem
Schlage aus der alten, in eine neue Welt verſetzt ſah. Nachdemder erſte überwältigende Eindruck ſich gelegt hatte. bemächtigten
ſich Erſtaunen und Neugierde über meine neue Umgebung meines
Geiſtes und ließen keinen Raum für andere Gedanken. Die
Erinnerung an mein früheres Leben war für den Augenblick
wie ausgelöſcht.

Kaum fühlte ich mich dank der gütigen Fürſorge meines
Wirtes munter und kräftig, ſo empfand ich das brennende Ver-
langen, auf das Dach des Hauſes zurückzukehren. Bald darauf
ſaßen wir dort, in bequeme Stühle zurückgelehnt. Unter uns
breitete ſich ringsum die Stadt vor unſeren Blicken aus. Doktor
Leete beantwortete meine zabfreichen Fragen über alte Eigen-
tümlichkeiten der Stadt, die ich vermißte, und neuec, die an ihre
Stelle getreten waren. Dann wollte er wiſſen, welcher Unter
ſchied zwiſchen der alten und neuen Stadt mir am meiſten auf
fiele.

„Um mit Kleinem zu beginnen.“ erwiderte ich, „ſo alaube ich,
daß das Fehlen der Schornſteine und jeglichen Rauches mir
zuerſt als Beſonderbeit aufgefallen ift.

„Ach.“ rief mein F7föhrte lebbaft intereſſiert aus, „ich dachte
gar nicht mehr an die Schornſteine, es iſt ſchon lange her, daß
ſie außer Gebrauch gekommen ſind, Seit faſt hundert Jahren
iſt das rohe Verbrennungsverfahren peraltet, mittels deſſen
man zu Jhrer Zeit Wärme erzeugte.

„Was mir im allgemeinen an der Stadt am meiſten auffällt.“
ſagte ich, „das iſt der große Volkswohlſtand, den ihre Pracht
beweiſt.“

„Jch gäbe viel darum, einen Blick auf das Boſton Jhrer Tage
werfen zu können,“ verſetzte Doktor Leete. „Wie ich aus Jhren
Worten ſchließe. ſchauten ohne Zweifel die Städte jener Zeit
recht armſelig aus. Wenn man damals auch genug Geſchmack
beſeſſen hälte und ich bin nicht ſo unhöflich, dies in Frage
zu ſtellen um glänzende Städte bauen zu können, ſo hätten
doch die Mittel dazu gefehlt. Sie konnten nicht vorhanden ſein
bei der allgemeinen Armut, die die Folge der abſonderlichen
Wirtſchaftsordnung Jhrer Zeit war. Außerdem ließ der
damals herrſchende übergroße Jndividualismus keinen ſtarken
Gemeinſinn aufkommen. Es ſcheint, daß der ganze vorhandene
Reichtum faſt ausſchlies lich für Zwecke des privaten Luxus ver-
geudet wurde. Heutzu vird im Gegenteil der überſchüſſige
geſellſchaftliche Reichtum am liebſten für die Verſchönernng
der Stadt verwendet, weil an ihr alle in gleichem Maße ihr
Freude haben.

Halle (Saale), 14. April 1919.

zu beſtimmen. Jn Oberſchleſien hat die Reichsregierung die
polniſche Bevölkerung rechtlich und politiſch nicht anders ge-
ſtellt, als die übrigen Teile der Bevölkerung, es wird in den
politiſchen Rechten kein Unterſchied gemacht, ihre Eigenart der
Sprache und das Recht zum Gebrauch in Schule und Kirche
wird anerkannt. Allerdings muß die deutſche Regierung dem
Beſtreben entgegentreten, Ober-Schleſien vom Deutſchen Reich
loszutrennen, und ſie wird ſich in dieſem Bemühen durch keine
Propaganda und wie ſie der Vorredner hielt,
verhindern laſſen. Das ſind deutſche Lande von großem wirt-
chaftlichen Wert, auf die Deutſchland nicht verzichten kann.

ir mußten mit Machtmitteln eingrerfen. Aber wir werden
auch künftig nicht darauf verzichten, den von mir gekenngzeich
neten Beſtrebungen in Oberſchleſien den entſchiedenſten Wider
ſtand und. wenn es notwendig iſt, auch Gewalt entgegenzuſetzen

(Lebhafter Beifall.) SZu dem Antrag der Unabhängigen Aufhebung des Belage-
rungszuſtandes, Entlaſſung von politiſchen Gefangenen) erklärt
Schimmel (Soz.), daß ſeine Partei dieſen Antrag ablehne,
jedoch folgende Faſſung einbringe:

Entlaſſung von politiſchen Gefangenen,die aus nie einer bereits abgeſchloſſenen
politiſchen Bewegung verhaftet worden ſind.

Speil-Kattowitz: Die Verhältniſſe in Oberſchlefien liegen
ſo, wie hier dargeſtellt wurde. Der Miniſter hat ſich ſo an

als ob er die Dinge in Oberſchleſien beſſer kenne als wir,
ie von dort kommen. (Heiterkeit.) Genoſſe Barth ſollte bei

uns in Oerſchleſien ſprechen. Was hat die Regierung getan?
Sie hat ihn ausgewieſen.

Die Mehrheitspartei hat in Gleiwit deutſchnationale Kundgebungen veranſtaltet. Man erzählt. daß in
Oberſchleſien Waffen gefunden wurden. Das ganze Wafſen-
arſenal beſtand aus zwei verroſteten Säbeln.

Ein Mehrheitsſozialiſt: Es handelt ſich darum,
welche i für Aufhebung des Belagerungszuſtandes
egeben ſind. as ſehen wir da? Wir ſehen. daß eine kleine
inderheit die Mehrheit der Arbeiter terroriſiert.
Dr. Roſenfeld (U. Soz.) polemiſiert gegen die Erklärung des

Reichsminiſters Schmidt. Die Erklärung hat uns nicht genügt.
Die Auffaſſung der Mehrheitsſozialiſten, daß die Regierung
das Recht haben müſſe, den Belagerungszuſtand zu verhöngen,teilen wir nicht. Die Faſſung des neuen Paſſuo, den die Mehr

heitsſozialiſten vorgeſchlagen haben, iſt unklar. Aber ein kleiner
Fortſchritt iſt da, und wir hoffen, daß ſie uns recht bald noch
weiter folgen werden. Wie es auf dem Gebiete der Preſſe ſteht,
eigt das Beiſpiel der Roten Fahne. Ein Verbot auf ſo lange
eit wie hier, iſt unter dem alten Regiment nicht erfolgt.
Ein Schlußantrag wird angenommen.
Der AntragderUnabhängigen Abſatz 1 (Aufhebung

des Belagerungszuſtandes für das ganze Reich), wird abgelehnt, ebenſo der Antrag auf üuſhedung des Belagerungs-

zuſtandes für das Ruhrrevier. Der Antrag der Mehr
heitsſozialiſten auf Entlaffung aller politiſchen Ge
fangenen, die aus Anlaß bereits abgeſchloſſener politiſcher Be
wegungen verhaftet worden ſind, wird mit überwältigender
Mehrheit angenommen.

Zum Antrag 41 (Schulantrag) ſpricht Loos (Dem.).
Auch das Geiſtes- und das Seelenleben der Deutſchen muß eine
andere Zukunft bekommen. Die deutſche Gemütstiefe muß mit
neuem Geiſte erfüllt werden. Dies iſt die Aufgabe der Schule.
Hier liegen Möglichkeiten vor, die erfüllt werden müſſen. Die
Bildungsſchranken müſſen niedergeriſſen werden.

Der Antrag wird einſtimmig angenommen.
Den Antrag 28 auf

Schaffung eines Reichs-Soldatenrats
begründet Frick-Stuttgart. Den Antrag 27 auf Abſchaf
fung aller Ehrenzeichen, mit Ausnahme des Verwundeten-
abzeichens. Verbot der Führung des Adelsprädi-
kats, Einführung der Offizierswahl durch die
Mannſchaften, Abſchaffung der Verordnung vom 19. Ja
nuar 1019. betreffend die Kommandogewalt., m F infühe-rung einer Volkswehr auf fogta litt »demo
kratiſcher Grundlage begründet Folger.

Der Antrag 11 fordert die Auflöſung der an der öſterreichi-
ſchen Grenze in Schleſien ſtehenden Grenzſchutzformationen.

Die Reſolution 19 wendet ſich gegen die Freiwilligenwerbungen
in der jetzigen Form. Von der Reichsregierung wird gefordert,
daß ſie den Reichswehrminiſter nur amtieren laſſen ſoll unter
der Mitwirkung eines Reichs-Soldatenrates.

Die Sonne begann ſich zu neigen, als wir auf das Dach des

Hauſes zurückkehrten, und während unſeres Geſprächs ſenkte
ſich allmählich die Nacht auf die Stadt.

„Es wird ſpät,“ ſagte Doktor Leete. „Laſſen Sie uns hinab-
ehen; ich möchte Jhnen meine Frau und meine Tochter vor

tellen.“
Seine Worte brachten mir die weiblichen Stimmen in Erinne

rung, die ich um mich flüſtern gehört hatte, als mir das Be-
wußtſein zurückgekommen war. Jch ſtimmte dem Vorſchlage
lebhaft zu, denn ich war ſehr neugierig, wie die Damen des
Jahres 2000 ausſähen. Das Zimmer, in dem wir die Gattin
und Tochter meines Wirtes fanden, war von einem milden
Licht erfüllt, wie das Jnnere J en Hauſes überhaupt.war ſicher, daß es künſtliches Licht in mußte, obgleich ich die

Quelle nicht entdecken konnte, von der es ausſtrahlte. Frau
Leete war eine ausnehmend ſtattliche, wohlerhaltene Dame,
die ungefähr das Alter ihres Gatten haben mochte. Jhre Toch-
ter ſtand in der erſten jungfräulichen Blüte. ſie war das ſchönſte
Mädchen, das ich je geſehen hatte. Jhr Antlitz mit den tief-
blauen Augen, dem zarten Teint und vollendet ſchönen Zügen
war geradezu bezaubernd. Aber ſelbſt wenn ihr Geſicht beſondere
Reize ermangelt hätte, ſo würde ihr doch der los Wuchs
einen Platz unter den Schönheiten des neunzehnten Jahrhun-
derts geſichert haben. Weibliche Zartheit und Anmut paartenſich in dem lieblichen Geſchöpf herrlich mit Geſundheit und
reicher Lebenskraft, Eigenſchaften, die nur g. oft den jungen
Damen gefehlt hatten, mit denen allein ich ſie vergleichen
konnte. Doktor Leetes Tochter hieß Edith, wie meine Braut.
Das war ein ſonderbarer Zufall der zwar. verglichen mit der
allgemeinen Seltſamkeit meiner Lage, nur geringfügig ſchien,
mir aber trotzdem auffiel.

Der nun folgende Abend ſteht ſicherlich in der Geſchichte des
geſelligen Verkehrs einzig da. Wollte man jedoch annehmen,
daß unſere Unterhaltung beſonders gezwungen und i
geweſen wäre, ſo würde man ſich irren. FJch glaube wirklich,
daß die Menſchen ſich unter ſogenannten unnatürlichen, das
heißt ungewöhnlichen Umſtänden am allernatürlichſten be
nehmen. Solche Umſtände verbannen zweifellos geradezu alles
Gekünſtelte. Jedenfalls weiß ich. daß meine Unterhaltung mit
den Vertretern einer anderen Zeit und Welt ſich durch ſo edle
Aufrichtigkeit und Freimütigkeit auszeichnete, wie ſie nur ſelten
die Frucht einer langen Bekanntſchaft iſt. Ohne Zweifel tru
der feine Takt meiner Gaſtfreunde viel dazu bei. Natürli
konnten wir uns von nichts anderem unterhalten, als von dem
ſeltſamen Ereignis das mich unter fie geführt hatte. Da jedoch
meine Wirte ihr Intereſſe daran offen und gerade ausſprachen,
ſo ward der Gegenſtand zu einem guten Teil des Wunderbaren
und Unheimlichen entkleidet. das ſo leicht die Oberhand hälte
gewinnen können. Jhr Takt war ſo vollendet, t man ſich
verſucht fühlen konnte. zu glauben, es ſei etwas Alltägliches
für ſie, ſich mit Leuten ü unterhalten, die aus einem anderen

zhrhundert zu ihnen verſchlagen wurden.
Fortſetzung folgt.



Wagner S. P. D.): Wir fordern ein VolkzheerGrundleg der an emeinen Dienſtpflicht. Wenn wir in der

Lage ſein werden. dieſes Volksheer einzurichten, dann werden
wir auch bald die Soldatenräte entbehren können. Unier den

Verhältniſſen aber brauchen wir die Soldatenräte.
ne Vertretung dieſer Räte bei dem Reichswehrminiſter iſt un

bedingt geboten. Dieſe Vertretung ſoll nach dem Antrag aus
9 Mitgliedern beſtehen; ſie ſoll die oberſte Jnſtanz der Sol
datenräte bilden. Damit kann man einverſtanden ſein.

Ein Antrag Geyer Leipzig fordert die ſofortige Einleitung
aller Schritte zur

Einführung des allgemeinen Volkéheeres.
Er ſchließt ſich in der Begründung der Forderung eines Reichs
Soldatenrates an.

Flügel Berlin (Dem.): Auch wir wollen keine Wieder
wir fordern einherſtellung des alten Militarismus. Auch

Volksheer. Aber wir wollen ein Volksheer. das begründet iſt
auf der Unterordnung des Einzelnen unter das Ganze. Ein

re nurVolksheer, das nur gewiſſen Parteien dienen würde,

Wir aus dem Kreiſe Waldenburg
ein ſogenanntes Volksheer.

Dickreiter (S. P. D.)
haben dem Reichswehrminiſter ein ganzes Bündel von Anklage
material zugeſandt, das die Moral der Grenzſchutztruppen in ſehr ungünſtigem Lichte er ſeinen
läßt. Beſonders unangenehm machen ſich die Truppen durch
wüſte Hamſterei bemerkbar. Dieſes Hamſtern hat die
Nahrungsmittelverſorgung der Bevölkerung verſchlechtert und
ſogar erſchwert.

Ein Schlußantrag wird angenommen.
Bei der Abſtimung wird der Antrag 11 angenommen.
Wagner (S. P. D.) ſtellt folgenden Antrag:

„Wir fordern die Errichtung eines Volksheeres auf der
Grundlage der allgemeinen Dienſtpflicht. Bis zur Schaffung
dieſer Volkswehr erhalten die Soldatenräte eine Vertretung
beim Reichswehrminiſter, die in allen Fragen mitbeſtimmen
ſoll, mit Ausnahme der Verwendung der Truppen.“

Die Reſolution e die Freiwilligen-werbungen wird mit großer Mehrheit ange-nommen. Antrag 28 der Soldatenfraktion fordert einen aus
9 Mitgliedern der Sordgtenfrattion beſtehenden Reichs
Soldatenrat, der als

oberſte Jnſtanz der Soldatenräte
geſeslich feſtzulegen iſt und die Verordnungen des
Reichswehrminiſters gegenzuzeichnen hat. Die Abſtimmung
über den Antrag geſtaltet ſich ſehr bewegt. Zweimal ergibt ſich
ein falſches Reſultat. Jedesmal, wenn ſich die Mitglieder der
Mehrhbeitsfraktion gegen den Antrag erheben, empfangen ſie
die Unabhängigen mit ironiſchen Rufen, wie:

„Noske ſiegt überall
„Heil dir im Siegerkranz!“ Bei der dritten Abſtimmung gibt
der Präſident Richard Müller bekannt, daß der Antrag mit
109 gegen 105 Stimmen angenommen iſt. Dies Reſultat löſt
bei den Unabhängigen und bei der Soldatenfraktion ungeheuren
Jubel aus, wird aber von der Mehrheit unter ſtarker Erregung
angezweifelt. Nunmehr beantragt Braß (U. S. P.) nament
liche Abſtimmung. Gegen einen Teil der Mehrheitsfraktion und
die Stimmne der Bürgerlichen wird beſchloſſen, daß auch die
DeutſchOeſterreicher an der Abſtimmung teilnehmen. Dieſer
Beſchluß veranlaßt eine lange Debatte, in der zunächſt Flügel
(Dem.) das Wort Sgreift, um gegen den Beſchluß zu pro
teſtieren. Haller (U. S. P.), Kaliſki (S. V. D.) und
Schröder (Soldatenfraktion) nehmen gegen die Demokraten
Stellung. Schließlich wird als Reſultat der Abſtimmung be
tanntgegeben, daß der gattan mit 101 gegen 125 Stimmen
abgelehnt worden iſt. ntrag 27, welcher die Ab
ſchaffung aller Orden, Rangabzeichen, des Adels und der
Sandesunterſchiede, die Wahl der Offiziere durch Soldaten
und die Ungültigkeitserklärung des Erlaſſes über die Kom
maddogewalt und die daraus entſtandenen Verordnungen ver-
langt, wird angenommen.

Der Antrag Wagner (S. P. D.) wird gegen die Stimmen
der N. S. P. angenommen. Nach einer ausgedehnten Geſchäfts
ordnungsdebatte beſchließt das Haus, ſich heute zu vertagen
und morgen den zweiten Punkt der Tagesordnung in Beratung
zu nehmen. Auf Antrag der U. S. P. erhält dazu Däumig
das Korreferat.

Nächſte Sitzung: Sonnabend 9 Uhr. Schluß 4 Uhr.

Preußiſche Londesverſommlung.

17. Sitz un g. Sonnabend, 12. April. Der Geſetzent
wurfüberLandeskulturbehörden wird nach kurzer
Nbatte an die Siedlungskommiſſion verwieſen.

Ein Antrag des Zentrums vom 18. März will die Regierung
erſuchen, dafür Sorge zu tragen, daß von den vom Aus
lande zu erwartenden Lebensmitteln den
Berg- und Hüttenarbeitern ſowie ſonſtigen
Schwerarbeitern beſondere Zulagen gewährt
werden. Von ſämtlichen Parteien, mit Ausnahme der
U. Soz., wird heute dazu folgende Ergänzung beantragt:
2. Angeſichts der Tatſache, daß die Arbeitseinſtellungen im
Ruhrkohlengebiet durch den außerordentlichen Mangel
an Lebensmitteln weſentlich begünſtigt worden ſind, ſofort n a ch
Wiederaufnahme der Arbeit daſelbſt eine aus
reichende Verſorgung mit Lebensmitteln herbeizu-
führen. 2. An die Arbeiter und Angeſtellten des
Ruhrkohlengebiets, insbeſondere des Bergbaues, die
dringende Aufforderung zu richten, die Arbeit,
ſoweit dies bisher nicht geſchehen iſt, un ver z g wie
der aufzunehmen und die ungeſtörte Produktion zu ge
währleiſten, weil nur dann die ausreichende Verſorgung mit
Lebensmitteln möglich iſt. Gleichzeitig beraten wird ein An
trag der Deutſchen Volkspartei gleichen Jnhalts.

Abg. Bruſt (Zentr.) polemiſiert gegen die Unabhängigen,
die er die Drahtzieher der revolutionaren Bewegung im Ruhr-
kohlengebiet nennt.

Handelsminiſter Fiſchbeck: Sie wiſſen, in welche Schwie
rigkeiten wir ſchon jetzt durch den Ruhrſtreik gekommen ſind
hinſichtlich der Bezahlung der neuangekommenen Lebensmittel.
Jch hoffe, daß jetzt die Vernunft wieder einkehren wird, nach
dem die Regierung und die militäriſchen Füh-
rer endlich die Geduld verloren und einge-
griffen haben.

Abg. Limbertz (Soz.): Jch habe den Generalſtreik mit
allen Mitteln bekämvft und bin deswegen aufs ſchwerfſte be
ſchimpft worden. Man hat gegen die Mehrheitsſozialdeme-
kraten in unerhörter Weiſe gehedt.

Abg. Obuch (A. S. P.):
Der Zuſatzantrag, der die Zulage an die Bergarbeiter an die

Bedingung knüpft, erſt die Arbeit aufzunehmen, iſt eine
Kampfanſage. (Widerſpruch.) Die Kämpfe im Ruhrgebiet
ſindt aus ſchwerer wirtſchaftlicher Not entſprungen

Den Arbeitern zn urufen, ſie ſollen brav arbeiten, dann würden
fie Lebensmittel bekommen, iſt eine ſtarke Zumutung. Die
Regierungſchiebt die Entente vor Das iſt auf
fällig. Die Entente wird immer dann vorgeſchoben, wenn die
Regierung durch ihre verfehlte Politik in Schwierigkeiten ge
raten iſt. Wer die Preſſe der Schweiz lieſt, erfährt, daß dieſe
ine ngungen nicht geſtellt ſind. Man muß ſehr mißtrauiſch
ein.
Die Darftellungen von der Bewegung im Bergredier, die wir

hier gehört haben, ſind falſch. Nicht die Tätigkeit einiger
„Hetzer“ trägt die Schuld. Daraus kann die Bewegung in
ſolchem Umfänge nicht erklärt werden. Auch die Lebensmittel-
not iſt nicht allein die Urſache. Die Menſchen haben erkennen
gelexnt, daß

auf der
m

r vaur darg de Einführung ded Sorialldud

h alen erreicht werdent der h SagIndem auf die einzelnen Aus
inwe verwunderl wollen Eiee en en Kern der h Grob
Die Neuner kommiſſion hätte man begrüßen ſollen.
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deſſen hat man ſie zur Seite geſchoben u r verr i die Streikneigung gewachſen. ürrurn iſt
von der Einſtellung der Notſtands arbeiten kei
Rede geweſen. Erſt wenn ſie die Regierungstruppen entlaſſen.
erſt wenn ſie die Klaſſenjuſtiz beſeitigen, wird die Ruhe wieder
eintreten.

Wenn man die materiellen Fo ngen als Hauptſoede
rungen anſieht, ſo iſt das falſch. Natrli ben dieſe Forde
rungen auch ihre Bedeutung, wichtiger aber ſind die politiſchen
Sie lehnen die Forderungen der Bergarbeiter ſamt und ſonders
ab, und indem Sie dies tun, fällt Jhnen die Verantwortung zu.Jm Ruhrgebiet iſt ein ausgeſprochener Stimmungsumſchwung

eingetreten. Selbſt die deſonnenen Elementewollen nicht dei dieſem Streik beiſeite ſtehen.
Durch die Anwendung der allerſchlimmſten Mittel des alten,
abſolutiſtiſchen Syſtems zwingen ſie die Arbeiterſchaft zum
Streik. Verſprechungen allein genügen nicht. Sie müſſen erſt
etwas Voſitives tun, wenn Sie wollen. daß die Bergarbeiter
ſich in Diskuſſionen einlaſſen. Wenn Sie dieſen Dingen keine
größere Aufmerkſamkeit widmen, dann werden Sie die Leiden
ſchaften nur ſteigern

Wir fordern angeſichts der Arbeitseinſtellung im Ruhrkohlen
gebiet die Bewilligung der Forderungen der Streikenden und
die ſofortige Durchführung folgender Forderungen:

a) die ſofortige Zurückführung der Regierungs
en aus dem weſtlichen Induſtriegebiet zu verau-
aſſenb) die Beſeitigung des Militgrismus durch Aufhebung

der abſoluten Kommandogewalt im Sinne der
Hamburger ſieben Punkte;

e) Beſeitigung der Klafſenjuſtiz gegen poli-
tiſche Vergehen durch ſofortige Vorlegung eines Geſctzent
wurfs über Geſchworenengerichte;

d) Gewährleiſtung der rolitiſchen Mitwirkun
der Räte in Reich, Staat und Gemeinde, geſſchert dur
Einordnung in die Verfaſſung. (Bravol b. d. Unabh.)

Die Anträge Bruſt und Togeder werden an
genommen mit der Ergänzung daß die Zulagen auch Kin
dern. Schwangeren, ſtillenden Müttern ſowie Land und Forſt
arbeitern zugute kommen.

Hierauf wird die geſtern abgebrochene Ausſprache über die
Schulanträge fortgeſetzt.

Kultusminiſter Haeniſch: Die Mehrheitsparteien haben
ſich bis zur endgültigen Regelung der Frage der Trennung
von Staat und Kirche auf das Regierungsprogramin ge-
einigt, wonach der Religionsunterricht, in allen Schulen für
Lehrer und Schüler, wahlfrei ſein ſoll.

Abg. Adolf Hoffman (N. Soz.): Ein Foriſchritt iſt zu ver-
zeichnen. Herr Haeniſch hat zweimal das Wort Revolnufion“
ausgeſprochen, ohne blaß zu werden. Heiterkeit Die Debatte
dal bewieſen, wie gemacht der Sturm gegen die Erlaſſe vom
Kovember war. Es iſt falſch, zu ſagen. die geiſtliche
Schulanfſicht hätte nur durch Geſetz beſeitigt werden
dürfen. Sie iſt durch einen Akt des früheren Kultusminiſte-
riums eingeführt und muß durch einen gleichen Akt wieder be
ſeitigt werden. Jch kann es den Herren vom Zentrum natürlich
nicht verdenken, nachdem ſie ſahen, daß von Haeniſch nach der
Art der Echternacher Springprozeſſion verfahren wurde. Sie
ſagten: „Jmmer feſte druff!“ Sie können es uns aber nicht
verdenken, daß wir nun, wo ein ſolches Dreigeſpannden
Kultuskarren zieht, noch weniger erhoffen, als früher.
Wenn Haeniſch noch eine Weile am Platze bleibt, werden Sie
allerdings viele Freude an ihm erleben. Sie ſind zu geriſſen,
um mit ihm nicht fertig zu werden. Sie ſind mit energiſcheren
Männern fertig geworden. Aber zum Schluß wird es heißen:
Konrad, gehins Kloſter (Stürmiſche Heiterkeit.)

Der Präſident rügt. daß Gen. Hoffmann den Herrn
Miniſter geduzt und mit dem Vornamen benannt hat. Hierauf
geht Genoſſe Hoffmann nochmals zur Eſtrade und ſagt: Herr
Miniſter Haeniſch, gehen Sieins Kloſter.“ (Er-
neute Heiterkeit.)

Die Schulanträge werden darauf einem Ausſchuß
überwieſen.

Ein Antrag Hoffmann (U. Soz.) fordert die Ver
rn der Gebäude der Hohenzollernfamilie zu Wohlfahrts
zwecken.

Ein Antrag Hoffmann (U. Soz.) fordert, den
tierg und den 9. November zu geſetzlichen Feiertagen zu er

ren.
Abg. Dr. Weyl (n. Soz.): Das Kabinett in Weimar ſchlägt

bereits vor, den 1. Mai zum geſetzlichen Feiertag zu erklären.
Trotzdem iſt es nicht ſicher, ob dieſer Antrag angenommen wird.
Die Preußiſche Landesverſammlung ſollte ſich daher dafür er
klären, ebenſo wie die Sächſiſche Volkskammer es getan hat.

Abg. Bartels (Soz.) ſtimmt für den Antrag und fordert Aus
dehnung' auf das ganze Reich.
Abg. Rippel (D. Nat.) erklärt ſich dagegen. Preußen ſei

ein Jammertal erſter Ordnung geworden. Alles ſei zertrümmert
worden. Da ſei keine Zeit, Feſte zu feiern.

Abg. Dr. Weyl (U. Soz.): Nachdem Sie uns immer ge
zwungen haben, den 2. September und den W. Januar zu feiern,
73 der 1. Mai und der 9. November nun als neue Feiertage
gelten.

Die Abſtimmung muß im Hammelſprung erfolgen. Das
Haus iſt außerordentlich ſchwach beſetzt. da infolge der Länge
der Sitzung zahlreiche Abgeordnete ſchon den Sitzungsſaal ver
laſſen haben. Der Antrag wird mit 114 gegen 112 Stimmen
abgelehnt. (Händeklatſchen rechts, großer Lärm bei den Soz.
Rufe: Phyrrusſiegl! Wir ketern doch den 1. Mail)

Darauf wird über den Antrag abgeſtimmt, den 9. Novem
ber zum geſetzlichen Feiertag zu erklären. Es muß abermals
Hammelſprung ſtattfinden.

Präſident Leinert ſtellt feſt, daß ſich nur 126 Abgeord
nete an der Abſtimmung beteiligt haben, und zwar haben 115
Abgeordnete für den Antrag und 11 dagegen geſtimmt. Das
Hans iſt alſo beſchlußunfähig.

Vräſident Leinert beraumt die nächſte Sitzung auf
Dienstag den 6. Mai, nachmittags 2 Uhr, an.
ev

Briefkaſten der Redaktion.
K. V. 100. Jſt Jhr Mann an Kriegs- Verwundung geſtorben,

o iſt die Militärrente noch ein Vierteljahr an die Witwe weiter
zuzahlen (Gnodenvierteljahr). Für dieſe Zeit wird aber die Wit-
wenrente nicht gewährt. Dieſe beginnt erſt mit Ablauf der
Gnadengebührniſſe.

E. S., Bitterfeld. Wenn Sie länger wie ein halbes Jahr er
werbsunfähig krank ſind, haben Sie Anſpruch auf Krankenrente
aus der Jnvalidenverſichernng. Der Antrag kann dort beim Ver
ſicherungsamt (Magiſtrat) geſtellt werden.
Quei 100 B. Ein Kriegselterngeld können Sie dann bean
ſpruchen, wenn einer der gefallenen Söhne Sie erhalten hat und
Sie jetzt „bedürftig“ ſind.

B., Wiehe. Der Hausbeſitzer hat kein Recht, deshalb mehr
Miete zu verlangen, weil zwei Söhne des Mieters zurückgekommen
ſiud. Sollte nach Ablehnung der Mehrforderung Kündigung er-
folgen. muß das Mieteinigungsamt angerufen werden.

K. P. 102. Da anf die Löhnnng eines Gefangenen kein un
r 7 Anſpruch beſtedt, kann dieſe an ſeine Ehefrau auch nur

Streits 8. Leſen Sie die Kufruſe und Aufſähe
reitkövfe H. u. en Sie die Aufrufe uüber die WMareier

Aus der Provinz.
Gegen die Orangſalierung der Lehrer.

Der preußiſche Kultusmim Haeniſch hat an die Proviw
gzialſchulkollegien T laß v n we von a9

t es von Anfang anr Lehrer ihrer politiſchen Ge
ünnung wegen zu verfolgen. Um ſo befremdlicher wirkenie ererbinge in der Preſſe ſich häufenden Mitteilungen

darüber, daß freiheitlich oder ſogzialiſtiſch wer Lehrer von
ihren unmittelbaren Vorgeſetzten ihrer Geſinnung wegen

werde in jedem derariigenunittte adrangſalieri werden. unnachſichtlichmeiner amtlichen Kenntnis kommt.en die ſchuldigen Vorgeſetzten einſchreiten. Die Lehrer
berechtigt. in ſolchen Fällen ohne Jena des

enſiweges. aber unter gleichzeitiger Vorlage einer Abſchrift
der Eingabe auf dem vorgeſchriebenen Dienſtwege. ſich he
ſchwerdeführend direkt an mich zu wenden.

Dieſer Erlaß kommt ſpät. Denn die Fälle, von denen er
ſpricht liegen teilweiſe bereits vier Monate zurück. Aber ſpät
in beſſer als gar nicht. Beſſer aber nur unter der Bedingung,
daß es nicht bei dieſem Erlaß bleibi, ſondern daß man im
Kultusminiſterium ſowohl die Abſicht als auch die Macht hat,
im Sinne dieſes Erlaſſes energiſch durchzugreifen. Die reak
tionären und halbliberalen Rektoren und Direktoren werden.
unterſtützt von den Gehermräten der Provinzialſchulkollegien,
alles tun, um den Taibeſtand in jedem einzelnen Fall zu ver
ſchleiern und für die „Diangialierungen“. die aus politiſche
Gründen erfolgten andere Grunde vorſchieben. Läßt man ſich
im Kultusminiſterinm auf dieſe Weiſe übertölpeln und ein
chöchtern, ſo wird der wohlgemeinte Erlaßz ein bedeulungs
oſes Stück Papier bleiben.

Angeſtelltenbewegung auf den Leunawerken.
Auf die Nachricht, daß die kauſmänniſchen und techniſcher An

geſtellten der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik in Ludwigsbifen
wegen wirtſchaftlicher Forderungen in den Streik getreten ſind,,
berief der Vorſtand des Ortskartells der Angeſtellten- Gewerk
ſchaften des Leunawerkes ſofort eine Verſammlung der Angeſtellten
des Werkes ein. Es wurde der Angeſtelltenſchaft in Ludwigshafen
volle Sympathie ausgeſprochen und telegravbiſch üb ermittelt. Jneiner am ßreuag abgehaltenen zweiten Verſammlung wurde die

geichloſſene Solidarität mit den Kollegen erneut feſtgeſtellt und
beſchloſſen, daß man auch bei der Schweſterfirma in Leung vor
dem letzten Mittel nicht zurückſchrecken würde, um den nur zu ge
rechten Forderungen Nachdruck zu verleihen. Die kaufmänniſchen
und techniſchen Angeſtellien des Leunawerkes ſind ſich der Folgen
eines eventuellen Sympathieſtreikes voll bewußt und haben
vorläufig davon Abſtand genommen. Für Montag, den 14. April,
wurde, falls günſtige Nachrichten ausbleiben, eine letzte Proteſt
verſammlung angeſetzt, welche über die weiteren ſchwerwiegendenSchritte veſchiuß zu ſaſſen haben wird.

Merſeburg. Oeffentliche Verſammlung. Am Mittwoch,
den 16. April, abends 7 Uhr, wird im Tivoli eine wer öffent
liche Verſammlung ſtattfinden, mit dem Vortrageihema „Die Be
ſeitigung der Klaſſenherrſchaft“. Jeder Genoſſe ſorge
für rege Beteiligung. Ganz beſonders ſind die Soldaten auf dieſe
Verſammlung aufmerkſam zu machen.

Die Auszahlung der Kriegsnunterſtützung erfolgt
in nachſtehender Reihenſolge: Dienstag, den 15. April. LiſtenNr.
1 von 8--9 Uhr vormittags, Liſten-Nr. 601--1600 von 9 bis
10 Uhr vormittags, Liſten-Nr. 1501--2000 von 10-11 Uhr vor
mittags, Liſten-Nr. 2001 bis zum Schluß von 11-12 Uhr vor
mittags.Sie Lungenfürſorgeſtelle hält ihre nächſte Sprech
ſtunde am Mittwoch, den 23. April, abends 6 Uhr ab.

Greppin. Die letzte Gemeindeſitzung ſtimmte der Grund
gehaltsaufbeſſerung der Gemeindeangeſtellten und des Hilfs-
perſonals zu, da die gezahlten Gehälter nicht mehr den heutigen
Verhältniſſen entſprechen. Die Teuerungszulagen wurden jedoch

ekürzt, um den Bramten eine auskömmliche Penſion zu ſichern.
as Pachtland an der Weſtſtraße wird zu Bauland benutzt, um

dem Wohnungsmangel e ſteuern. Einem Jnvaliden wurde dieArmenunterſtützung erhöht, die ſeither 3 Mit betrug. Die ge
ſamten Rentenbezüge betrugen bisher ganze 53 Mk.! Jſt es nichtein trauriges Kavitel der Aermſten der Armen. Der Vutrag des
Gen. Mieth, den Schulvorſiand neu zu v wurde dis zur
nächſten Sitzung zurückgeſtellt. Es wurde beſchloſſen, 13 Morgen
Gelände am Kahlen Berge als Jugendſpielplatz zu benutzen. Viele
Mängel in der Lebensmittelverſorgung ſollen abgeſtellt werden.
Der Armenetat wurde auf 10000 Mk. erhöht. Der Anſtellung
eines Sekretärs, wenn möglich ein Kriegebeichädigter, wurde zu
geſtimmt. Der Antrag des Gen. Pahl, daß die Kirchenſteuer nicht
mehr von der Gemeinde, ſondern von der Kirche ſelbſt eingezogen
werden ſoll, wurde bis zur nächſten Sitzung verſchoben.

Wolfen. Gemeindevorſteher geſucht. Nach einem im
Anzeigenteil der heutigen Nummer veröfſentlichten Jnſerat ſucht
die Gemeinde Wolfen zu x baldigem Eintritt einen be-
ſoldeten Gemeindevorſteher. s Gehalt iſt aus 3200 Mk. pro
Jahr nebſt Teuerungszulagen und freier Wohnung feſtgeſetzt.
Meldungen ſind an das Gemeindeamt zu richten.

Artern. Stadtverordnetenverſammlung. Mitt-
woch abend tagte die r r wieder.Jn der Sitzung am 81. März war vom Genoſſen Karl Hühner
bein die Bildung einer Wohnungskommiſſion beantragt wor
den. Genoſſe Hoffmann begründete in der heutigen Verſamm-
lung dieſen Antrag und wird die der Kommiſſion
beſchloſſen. Gewählt werden in dieſelbe die Genoſſen Fr. Hüh
nerbein, Hoffmann und Schäfer, und von bürgerlicher Seite
Kalb und Krauſe. Die Beratung über die Haushaltspläne für
1919 wurde vertagt. Der Magiſtrat hatte die Erhebung eines
Gemeindeſtenerzuſchlages von 178 Prozent von allen Steuer
pflichtigen mit einem Jahreseinkommen von 300 Mk. an vor
geſchlagen. Jn der Finanzkommiſſion wurde dagegen von den
ſogialdemokratiſchen Mitgliedern vorgeſchlagen. die Einkom
men bis zu 900 Mk. von der Gemeindeſteuerpflicht gänzli
freizulaſſen und bei den übrigen Steuerpflichtigen eine Staffe
lung der Zuſchläge eintreten zu laſſen in der Weiſe, daß Ein
kommen von über 900 Mk. bis 8000 Mk. mit 150 Prozent, über
3000 Mk. bis 6000 Mk. mit 160 Prozent. über 6000 Mk. bis 9000
Mark mit 170 Prozent, über 9000 Mk. bis 12 000 Mk. mit 180
Prozent und über 12 000 Mk. mit 200 Prozent herangezogen
werden ſollen. Der Bürgermeiſter erklärte, daß er einen ſolchen
Beſchluß beanſtanden müſſe, weil er nach dem ſetzt noch zu
Recht beſtehenden Kommunalabgabengeſetz nicht zuläſſig ſei.
Es wurde nun darauf hingewieſen daß der Preußiſchen Lan
deeverſammlung ein Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion
auf Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes zugegangen ſei,,
der wohl angenommen werden würde. Mit Rückſicht hierauf
wurde beſchloſſen, die Etatsberatung vorläufig zu vertagen.
Nach Angabe des Magiſtrats beträgt das Vermögen der Siadt
nach Abzug der Schulden von 401 990 Mk. 1225 606 Mk.
Weiter wurde beſchloſſen, im Hintergebäude des Gerichts vier
Kleinwohnungen einzurichten und wurden die Koſten von 15 000
Mark dazu bewilligt. Genoſſe Hoffmann richtete hierbei an
die Baukommiſſion das Erſuchen darüber zu wachen, daß die
Unternehmer, die ſtädtiſche Arbeiten ausführen auch die tarif
mäßigen Löhne zahlen. Ein Antrag der Stadtverordneten
Bothe und Genoſſen auf Entfernung der HohenzollernVilder,
und -büſten im Sitzungsſaale wurde angenommen. Weiter
wurde noch ein Dringlichkeitsantrag angenommen auf Ein
ſetzung einer Lebensmittel- Kommiſſion. Jn dieſe wurden gewählt die Genoſſen Hoffmann, Vreuß und Henze und die viür-
gerlichen Stadtverordneten Kellner und Schröder.

Wittenberg. Jerkauf von Lebensmitteln. Jn der
nöchſten Woche gelangen folgende Lebensmittel in allen ein
ſchlägigen Geſchäften des Kreiſes an Verſorgungsherechligte
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Verkauf e degrteg den 15 rig Marke
d. V. 20 und auf Marke N. V. 18 ei b th Vom Pilttwoch den o. April a r äeh armelade.

A und auf
Pierre 19 ein halbes Pfund Kaffee-Erſatz. 38. Vom

den 17. April, ab auf Marke H. V. 22 und auMarke N. V. 20 ein viertel Pfund Leiſwörqn. 4. Am Von
abend, den 19. April, auf die Spveiſefettmarke Nr. 1, gültig vom
13. bis 19. April, Butter. Der Verkauf der unter i bis 8 ge
nannten Lebensmittel erfolgt in der Stadt Wittenberg auf
Lebensmittel-Kontrollbuch unter Abgabe der vorſtehend be-
eichneten Marken; in den übrigen Städten und Gemeinden des

eiſes auf die Markenkarten dberechtigte. en des Kreiſes für Verſorgungs-
Elſterwerda. Dringende Forderungen Der hieſtge Ar

beſter- und Soldatenrat hat an den Landrat folgende Forderung
geſtellt: 1. Erhöhung des Butterquantums und vünktliche Liefe
rung derſelben, 2. Erſatz für Marmeladeausfall, 3. geregelte Milch-
lieſerung, um das richtige Milchquantum verabreichen zu können,
4. 200 Gramm Fleiſch (Vieh iſt genügend vorhanden, davon haben
wir uns ſelbſt überzengt), 5. keine Ausfuhr nach anderen Kreiſen,
6. Lieferung von Eiern. Ueberhaupt verlangen wir, daß die Be
hörde ſür die geſetzliche Volksernährung ſorgt, andernfalls wir die
Verantworinng ablehnen. Auch muß für Schuhwaren, Kleidung
und Wäſche geſorgt werden, feraer für Seife und Soda zum
Reinigen der Wäſche und für
und Greiſe.

Güſten. Frauen erſammlung, Jn der am 11. Avril von
der Partei einberufenen öffentlichen Volksverſammlung referierte
Genoſſe Krauſer Halle über Die politiſche Lage und den Frauen
tag“. Die gut beſuchte Verſammlung ſtimmie den Ausführungen
des Referenten zu. Es meldeten ſich 22 Abonnenten für das Volks
blatt und 20 Verſammlungseteilnehmer ſchloſſen ſich der Partei
an. Die Reſolution zum Frauentag fand einſtimmige Annahme.
Sämtliche Mitglieder werden erjucht, Dienstag, den 15. Avril,
abends 7, Uhr, in den drei Kronen zu einer Mitgliederver-
ſammlung zu erſcheinen. Jm gleichen Lokal ſinden jeden Frei-
tag wieder die Bildungsabende ſtatt.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 14. April 1919.

Stadtverordnetenwahl am 27. April.
Durch beſondere Bekanntmachung ordnet der Magiſtrat auf Grund

der einſchlägigen Verordnungen die Neuwahl der am Freitag in
folge eingelegter Wahlproteſte aufgelöſſen Stadtverordneten
verſammlung auf

Sonntag, den 27. Avril 1918,
an. Die Wahl ſidet wieder in der Zeit von 9 Uhr vormittags
bis 8 Uhr abends ſtatt.

Gemäß t 65 der Wahlordnung vom 30. November 1918 und 82
der Verordnung vom 31. Januar 1919 werden die Wähler des
Stadtbezirkes Halle aufgefordert, bis einſchließlich 20. April Wahl
vorſchläge deim Wahlvorſtand einzureichen. Die Wahlvorſchläge
dürſen nicht mehr als 66 Namen enthalten und müſſen den be
kannten Beſtimmungen der Wahlordnung entſprechen. Werden
mehrere Wahlvorſchläge miteinander verbunden, ſo muß die Er-
klärung darüber von den Unterzeichnern der Wahlvorſchläge bis
ſpäteſtens zum 20. April dem Wahlvorſteher ſchriftlich erklärt werden.

Die Friſt iſt alſo ſehr kurz bemeſſen. Kaum zwei Wochen
trennen die Halleſchen Einwohner, Wähler und Wählerinnen, von
dem entſcheidungsvollen Tage der neuen Stadtverordnetenwahl.
Für drei lange ereignisreiche Jahre ſollen die wahlberechtigten
Bürger unſerer Stadt ihr Schickſal abermals entſcheiden. Mit
dem Stimmzettel in der Hand ſoll noch einmal entſchieden werden,
weſſen Jntereſſen auf der Halleſchen Stadtſtube wahrgenommen
werden ſollen. Am 27. April entſcheiden die Würfel darüber, ob
die Intereſſen einer kleinen Oberſchicht, die Jntereſſen der Reichen,
Beſitzenden und bisher immer Bevorrechteten wahrgenommen oder
die Intereſſen der geſamten Bevölkerung. der ſchaffenden Hände
in Fabrik und Werkſtatt, in Kontor und Geſchäft vor allen Dingen
berückſichugt werden lollen.

Am 27. April wird darüber beſtimmt, ob die unter dem Drei
klaſſenunrecht übliche Vetternwirtſchaft, Kiüngelherrichaft und Haus
beſitzergewalt auf dem Stadthauſe weiter veſtimmend herrſchen ſoll,

Der Kampf wird ſchwer, ſehr ſchwer werden. Zwar haben djeBürgerlichen, als unſer Genoſſe Hennig bei ſeiner e
den Wunſch nach ſachlicher Führung des Wahlkampfes ausſprach.
ihm durch Bravorufe zugeſtimmt. Ein Blick in ihre Preſſe lehrt
uns aber ſoſort, daß ſie garnicht daran denken, den Wahlkampf
wenigſtens diesmal mit geiſtigen Waffen auszufechten. Eine
Schlammflut von giftigen, gehäſſigen Verleumdungen ergießt ſich
bereits auf Genoſſen, die im Vordergrunde des geiſtigen Ringens
ſtehen. Wir werden im Wahlkampfe auf das Niveau perſßönlicher
Berunglimpfung nicht herabſteigen. Unſer bewährtes Kommunal
programm, aus dem wir die wichtigſten Punkte bereits in der
erſten Sitzung des kurzlebigen Stadiparlaments hervorhoben, ſoll

unſer Wahlkampf Jnhalt ſein. Der Kommunalſozialismus iſt
unſer Schlachtruf.

Von bekannter „demokratiſcher“ Seite iſt die nichtswürdige Be
hanptung aufgeſtellt, unſere Partei habe die bedauerlichen Räudereien
planmäßzig vorbereitet. Das iſt der „ſachliche“ Wahlkampf, wie
ihn die Bürgerlichen zu führen gedenken.

Arbeitendes Volk von Halle! Raffe dich auf und fordere Ver-
geltung für ſolche bodenlos gemeine Verleumdung! Nicht mit
roher Gewalt, nein, mit dem Stimmzettel in der Hand gebe die
einzig richtige Antwort.

Genoſſen! Wähler und Wählerinnen! Nutzet die Stunde,
jede Gelegenheit! Auf zur unermüdlichen Kleinarbeit. Das ſtolze
rote Banner ſoll weiter wehen auf dem Stadthaus. Es muß
wieder ſiegen die Liſte der Unabhängigen Sozialdemokratie, die

Liſte Paul Hennig.

Wirklich Notleidende.
Die unerhörte Verteuerung aller Lebensmittel und Bedarfs

artikel hat eine Steigerung der Löhne und Gehälter zur no
wendigen Folge gehabt. Jn vielen, ja in den meiſten Berufen
konnte die Steigerung des Einkommens mit der noch immer
anhaltenden ter nicht im entfernteſten Schritt
halten. Fmmerhin haben Arbeiter Angeſtellte und Beamte
die Möglichleit, durch geſchloſſenes Vorgehen ihre Lage halb
wegs erträglich zu geſtalten. Wir wieſen aber ſchon kürzlich
auf die tieftraurige Lage der Jnvaliden hin, die geradezu dem
Verhungern preisgegeben ſind. Aehnlich geht es den Familien
der Fricgete ine ſer deren Ernährer ſich noch im Heeres
dienſt oder in Gefangenſchaft befinden. Sie ſind auf eine
Unterſtüßung angewieſen. die ebenfalls als ein wahres

ungergeld bezeichnet werden muß. Gerade dieſe Familien
ben es verdient, daß ausreichend für ſie geſorgt wird. Bei

d Angederiger eſangener Krieger kommt zu dem eigenen
end die

den und der Schmer angeſichts derKrieger doppelt eripſunden wird. Dieſen imkehr der anderen
ilien eine Unter

Nahrungsmittel für bedürftige Kinder

ſchwere tge um den im Feindesland Schmachten
er

rn zu r die mit den heutigen Verhältniſſen in
Eink ſteht, iſt dringende Pflicht. Sie haben während des

anzen Krieges ein ſammervollee Daſein friſten müſſen. Es
ſt nicht damit getan, daß man ihnen, wie bisher, hin und wieder
5 Mk. zulegt, es e aufgebeſſert wer-den. Damit könnte ſich die Regierung beſſeren Ruhm erwerben
als mit der Geldverſchwendung an weiße Garden mit ihrem
Heer von hochbezahlten Offizieren

Vierteljahrébericht der Jentralbücherei.
Jn den Monaten Januar bis März 1019 wurden an 10 (19)

Sonntags und 16 (12) Wochentagsausgabeſtunden von 2067
(1457) Beſuchern zuſammen 8350 (WBu7) Bücher entliehen. Das
ſind gegen den gleichen Zeitraum des Vorſahres 610 Beſucher
und 952 Bücher mehr. (Die eingeklammerten Ziffern ſind die
vom gleichen Zeitraum des Vorjahres.) Einen Ueberblick über
die Benutzung der einzelnen Abteilungen bietet folgende Ta
belle, worin A Partei und Gewerkſchaftsliteratur. B Geſchichte.
Biographien, O Naturwiſſenſchaften. Reiſebeſchreibungen, D
Religion Philoſophie, E Romane, Novellen. F Jugendſchriften,
ſaeſiker Gedichte, H Sammelwerke, I Technik, Geſetze um
aßt.

Aus den einzelnen Abteilungen wurden entliehen:

S 7 Aus Abteilung BdeMonate A Boe 1 SoJanuor 17 35 46 31 283 180 20 3 a 636

Ia S S 25 1332Närz 53 95 99 21 640 352! 26 572] 341 1372
1919. 02 224 233 u 909 93 161 61 3350
1918 30 109 105! 261139] 803 66 84 351 2397

Von den Entleihungen entfielen auf die Ausgabeſtelle im
Volkspark 2011 Beſucher und 3234 Entleihungen; auf die Aus
gabeſtelle in Oſendorf bei C. Rothe, Hauptſtraße 6, 56 Beſucher
und 116 Entleihungen.

Demnach hat die Bücherausgabe ſich erfreulicherweiſe ſehr
gehoben ſtieg ſie doch vom Januar zum Februar um das Dop-
pelte. Nur macht ſich die ſchlechte Beſchaffenheit der Bücher
recht unangenehm bemerkbar, da während des Weltkrieges nichts
Neues und auch kein Erſatz angeſchafft werden konnte. Ebenſo
mußten alle notwendigen Reparaturen unterbleiben. Die
Bibliothek ſteht den Mitgliedern und deren Angehörigen der
Partei und Gewerkſchaften unentgeltlich zur Verfügung. Beim
erſten Beſuch iſt das Mitgliedsbuch vorzulegen. Ausgabeſtun-
den ſind im Volkspark, Burgſtraße 27, Dienstags und Donners-
tags abends von 8 bis 9 Uhr, Sonntags, vormittags von 10 bis
12 Uhr. Jn Oſendorf Sonntags vormittags. Wir empfehlen
jedem Intereſſenten die J eines Bücherverzeichniſſes,

as in der Bücherei für 20 Pf. käuflich iſt.

Verſtändnisloſigkeit für große Menſchheitsziele.
Der Antrag der Unabhängigen Sozialdemokratie im Stadt

verordneten-Kollegium auf Ausſchaltung des Zwiſchenhandels
bei Verteilung der ausländiſchen Lebensmittel hat die Mittel
ſtändler auf den Plan gerufen. Der Handelsſchutz- und
Rabatt-Sparverein, der Zentralverband des Deutſchen Grofz-
handels, Bezirksgruppe Halle, der Verein der Lebensmittel-
händler, der Bezirksverein Halle des deutſchen Drogiſtenver-
bandes und die Bäcker-Zwanngsinnung waren zu einer öffent-
lichen Beſprechung zuſammengekommen. Zunächſt ſprach ein
Redner vom Zentrailverband des deutſchen Großhandels über
den Abbau der Zwangswirtſchaft, der natürlich energiſch ver
langt wurde. Jn einer Entſchließung forderte man:

1. Schnellſtes Verſchwinden ſämtlicher Kriegsgeſellſchaften
2. freier Handel für Ein- und Ausfuhr nach Aufhebung

der Blockade möglichſt in Zuſammenarbeit mit dem vom
wehrminiſter Wiſſell in Hamburg angekündigten Außen-
handelsſtellen für alle wichtigen Wirtſchaftszweige;

3. freier inländiſcher
anopoliſierungs Beſtrebungen im4. Verhinderung von

5. Warenverteilung nicht mehr durch Kommunen, ſondern
Handel:

durch die organiſierte Kaufmannſchaft, weil das der einzig
r 37 Weg iſt, den Konſumenten zu beſriedigen und ihn
vor Schaden zu bewahren.

Wir müſſen uns des Raummangels wegen vrerſagen, die
merkwürdigen Argumente der Herren zu zerpflücken, mochten
aber den letzten Satz der Entſchließung ins gute Deutſch über-
ſetzen. Da lautet er: Warenverteilung durch die organiſierte
Kaufmannſchaf:, weil das der einzige Weg iſt, den wehrloſen
Konſumenten zu ſchröpfen. Auch gegen die Sozialiſiexung er
hoben die Herren in einer langen Reſolution Einſpruch. Dar-
in werden die unſinnigſten Anſichten über die „Schädlichkeit“
der Sozialiſierung und Kommunaliſierung ausgeſprochen. So
ſoll die behördliche Warenverteilung einen großen Verluſt an
Moral verurſacht haben. Gewiß iſt dieſe Verieilung wicht unſer
Jdeal, wie wir auch das Treiben vieler Kriegsgeſellſchuften
nicht als nützlich und richtig bezeichnen können, aber ſie war
und ift dringend notwendig, weil die Moral weiter Geſchäfts
kreiſe ſo tief geſunken iſt, daß ſie zur öffentlichen Gefahr
wurde. Wir werden dort. wo wir die Möglichkeit haben, mit
aller Kraft für eine Geſundung der unhaltbaren Zuſtände ein
treten durch Förderung ſozialiſtiſcher Maßnahmen. Die Unken-
rufe egoiſtiſcher Jntereſſentenkreiſe werden uns darin nicht
irre machen.

30 Jahre ſtädtiſche Berufsfeuerwehr.
Am Sonnabend beging die hieſige Berufsfeuerwehr ihr 10 jähriges

Beſtehen durch eine ſchlichte, eindrucksvolle r in der feſtlich
geſchmückten Fahrzeughalle der Hauprwache. Jn mehreren An
ſprachen die umrahmt wurden von Geſängen der Kurandeſchüler,
wurde der Tätigkeit der Wehr und der dem Kriege zum Opfer
gefallenen Wehrleute gedacht. Von den geſamten Wehrleuren
mußten zwei Drittel ins Feld, elf ſind nicht wiedergekehrt. Am
Schiuß der Feier wurde eine Gedenktafel mit den Namen der
Gefallenen enthüllt. Dann führte die Wehr den zahlreich er
ſchienenen Gäſten eine durch Alarm bewirkte Ausfahrt aller Spritzen
und Fahrzeuge auf dem Luiſenplatze vor. Abends fanden in den
beiden Wachlokalen einfache geſellige Feiern ſtatt.

Die Geſchichte der Wehr iſt kurz folgende: Am 15. April 1880 be
zog die Berufsfeuerwehr Halle in Stärke von 3 Oberfeuerwehr-
männern und 6 Feuerwehrmännern das Hauptfeuerwehrdepot
im Rathanuſe und verſah den Feuerſchutz der Stadt gemeinſam
mit der freiwilligen und der Pflichtſeuerwehr. Bereits im
nächſten Jahre wurde die alte Pflichtfeuerwehr auſgelöſt und
die Berufsfenerwehr auf 80 Köpfe verſtärkt. Jm Jahre 1891
erhielt die Wehr ihre erſte Dampfſprite. Jm Jahre 1891
ſchritt man zum Bau eines eigenen Feuerlöſchgebändes. das
auf dem Grundſtück Margaretenſtraße errichtet wurde v im
Sommer 1892 bezogen werden konnte. Jn den folgenden Jah-
ren wurde mehrmals die Kopfzahl der Feuerwehr weſentlich
verſtärkt; auch wurde eine zweite Dampfſpritze beſchafft. Jm
Jahre 1901 wurde das ankentransportweſen in der Stadt
von der Berufsfenerwehr übernommen. Zur Entlaſtung des
Leiters der Feuerwehr wurde im Jahre 1907 die Stelle eines
Brandmeiſters geſchaffen und am Oktober 1908 wurde ein
weiter Brandmeiſter angeſtellt. Am 28. Oktober 1908 konnte

die neue „Feuerwache Süd“, deren Deckungsgebiet der indu
ſtrierreiche Süden der Stadt bildete, bezogen werden. Jm De-
ember 1911 war endlich die lang geplante Automobiliſierung

er Hauptfeuerwache nach Einſtellung einer elektromobilen
Leiter und Dampfſpritze durchgeführt. 1912 und 1918 wurden
drei weitere Fahrzeuge mit Benzinantrieb in Dienſt geſtellt.Eine weſentliche Verſtärkung der Schlagfertigkeit der Feuer-
wehr trat durch Einſtellung einer Benzinmotorſprie im
Fahre 1914 ein Die Antomobiliſiernng der Feuerwache Süd
Wird noch in dieſem Jahre durchgeführt werden.

r

Hermann Hchabe; Verlay Bolksdiatt n. d
ehartsduchdencheret,

Eqhlichtungseusſchug für den Bezirk Halle. Für den auf
Grund der Verordnung vom 23. Dezember 1918 über Tarif-
verträge, Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung
von Arbeitſtreitigkeuen für den Vezirk Halle und die Ortſchaften
des Saalkreiſes gebildeten neuen Schlichtungsausſchuß ſind nun
mehr deſondere Geſchäftsräume im Gebäude des Zivilgerichts,
Poſtſtr. 13, 3. Obergeſchoß. Zimmer Nr. 155- 157 beſtimmt. Die
Erledigung der Dienſtgeſchäfle findet von Montag, den 14. April
ab doſelbil ſtatt. Regelmäßige Sprechſtunden ſind werktäglich von

9 Uhr angeſetzt, wo münd liche Anträge zu ſtellen ſind und
Auskünfte erteilt werden. Schriſtliche Anträge und alle Zu
ſchriften ſind fortan an den Schlichtungsausſchuß Halle, Poſt
ſtraße 13, Zivilgericht, Zimmer 157, einzureichen.

Aphrodite. Jm U. T. Lichtſpielhaus Alte Promenade wird
gegenwärtig das neue Filmwerk Aphrodite gezeigt. Es führt uns
nicht, wie man nach dem Namen vermuten könnte, in das klaſſiſche
Land der Hellenen, ſondern die Liebes und Leidensgeſchichte
ſpielt an der prächtigen dalmatiniſchen Küſte. Das ſchöne Modell
Julie wird von dem alten Fürſten Mareyſy und dem jugend-
lichen Maler Giovanni geliebt und umworben. Sie wählt um
ſeines Reichtums und Namens willen den Fürſten. Auf einem
Feſte überraſcht ſie der Fürſt in den Armen des Malers und
ſtubt vor Gram, beſtimmt aber vorher im Teſtament, daß Julie
das geſamte Vermögen entzogen wird, falls ſie ſich früher als
20 Jahre nach ſeinem Tode wieder vermählt. Natürlich ſiegt
wieder die Liebe zum Gelde. Die Frucht der verbotenen Liebe,
ein Mädchen, wird im Verborgenen erzogen, der enttäuſchte Gio-
vanni ſucht im Kloſter Linderung ſeiner Schmerzen. Schließlich
finden ſie ſich nach langen Liebesleiden doch noch, wie das ſo
üblich iſt. Alſo ein ziemlich banaler Jnhalt. Schön und ſehens-
wert iſt der Film trotzdem, weil er techniſch Großartiges bietet
und nicht nur wundervolle Landſchaftsbilder, ſondern auch dar-
ſtelleriſch gute Leiſtungen auf der Leinwand wiedergibt.

Tas Stadtbad iſt wochentags von früh 8 bis abends 7 Uhr
ununterbrochen geöffnet. Die Schivimnmhallen ſind von Mittwoch
den 16. April an wieder für beide Geſchlechter in Betrieb.

Kaiſerbilder in den Schulen. Ueber das potitiſche Verhalten
der Lehrer hat der preußiſche Miniſter für Vokksbildung eine
bedeutſame Verfügung an die Regierungen und Provinzial-ſchulkollegien gerichtet. Dem Hliniſter ſind in letzter Zeit
wiederholt Klagen darüber zu Ohren gekommen, daß durch
Kreisſchulinſpektoren oder andere Aufſichtsinſtanzen auf die
Lehrer dahin eingewirkt worden iſt, Kaiſerbilder oder Bilder
des früheren Kronprinzen, die aus den Schulräumen entfernt
worden waren, wieder anzubringen. Ein ſolches Vorgehen be-
zeichnet der Miniſter als durchaus unzuläſſig. So wenig die
neue Regierung daran denke, Bilderſtürmerei auf irgendeinem
Gebiete zu treiben, ſo müſſe ſie doch ſtreng darauf halten, v
die Schulen nicht zu Kundgebungen mißbraucht werden, die ſich
gegen die neue Staatsordnung richten. Eine ſolche Kundgebung
wäre aber die Wiederanbringung entfernter oder Anbringung
neuer Bildniſſe Wilhelms II. oder ſeines älteſten Sohnes.
ar men ſolcher Art haben deshalb unbedingt zu unter

leiben.
Olympiag-Park. Die Radrennbahn an der Merſeburgerſtraße

iſt an ein Jnduſtriewerk verkauft worden und ſteht der Abbruch
der Bahn in allernächſter Zeit bevor. Ehe mit den Abbruchs-
arbeiten begonnen wird, ſollen noch einige Abſchiedsrennen ge-
boten werden. Zu dieſem Zwecke iſt die Bahn an den Beran-
ſtalter der Magdeburger Radrennen überlaſſen worden. Das
erſte Rennen, welches am Oſtermontag, den 21. April ſtattfindet,
hat eine gleichwertige, gute Beſetzung aufzuweiſen, Es beſtreiten
den Großen Oſterpreis die Dauerfahrer Erich Wiewerall Berlin,
Hugo Przmembel-Berlin und der Weltrekordmann Walter Ebert
Leipzig. Außerdem gelangen 4 Fliegerrennen zum Austrag, welchevon Herrenfahrern des D. R v. beſtritten werden.

Ammendorf. Jn der Gemeindevertreter- Sitzung
am 8. April wurde bekanntgegeben, daß die beantragten Sätze
der Erwerbsloſenfürſorge mit Halle gleichzuſtellen, genehmigt
worden ſind. Weiter lag ein Antrag der Gemeinde Oſendorf
vor zwecks Eingemeindung, der auf die Tagesordnung der näch-
ſten Sitzung geſetzt wurde. Für den verſtorbenen Schöffen
Rudloff, ebenſo für Dr. Böhme werden Neuwahlen vorgenom-
men, in der unſere Genoſſen Franz Riemann- Beeſen und Fr.
Rothe Ammendorf gewählt wurden. Ein Antrag, in
Fleiſchverſorgung mit Halle gleichzuſtehen, wurde einſtimmig
angenommen. Die Gehälter der Bureauhilfskräfte wurden ge
regelt, ebenſo das Gehalt des Nachtwächters und des Geweinde
boten. Die Entſchädigung der Gemeindevertreter für den ent
gangenen Arbeitsverdienſt bei Sitzungen wurden pro Stunde
mit 2 Mk. feſtgeſetzt. Die Sitzungen ſollen möglichſt in die
Abendſtunden gelegt werden. Für die Saalbeſitzer, bei denen
Wahlen ſtattgefunden haben, wurde eine Entſchädigung von
30 Mk. feſtgeſetzt. Ein Antrag des Gaſtwirts Ochſe-Beeſen,
um Erlaß der Hälfte der Gemeindeſteuern wurde abgelehnt.
An Luſtbarkeitsſteuer wurden feſtgeſetzt: Bis 12 Uhr 4 Mk.,
und nach 12 Uhr 8 Mk. Vereine, denen ein höheres Kunſt
intereſſe obliegt, haben zwei Vergnügen frei. Es ſollen haupt-
ſächlich die gewerbsmäßigen Vergnügungsvereine ſtark heran
gezogen werden, um dem Ueberhandnehmen der Tanzerei ent
gegenzutreten. Der Antrag Winter auf Ankauf der Brunnen-
ſchlippe in der Hauptſtraße wurde abgelehnt. Der Paochtver-
trag des Schrebergarten-Vereins J wurde um ein Jahr zum
Preiſe von 100 Mk. verlängert. Wegen der Erhöhung des
Strompreiſes ſoll die A.-E.-G. den Selbſtkoſtennachwers füh-
ren. Der Antrag auf Erhöhung des Gaspreiſes ſoll durch
einen Vermittlungsvorſchlag geregelt werden. Die Gasanſtalt
verlangt für Kochgas 52 Pf. und für Münzgas 55 Pf. pro
Kubikmeter. Das Defizit wurde durch Bücherkontrolle nach
gewieſen, es wurde vorgeſchlagen. den Preis von 38 Pf. für
Kochgas und Münzgas 41 Pf. angemeſſen zu erachten. Bisher
war der Preis: Kochaas 28 Pf., Münzgas 831 Pf. Bezeichnend
iſt, daß die Gasgeſellſchaft immer noch 16 Prozent Dividende.
zahlt. Der verſtorbene Franz Weber hat die Gemeinde als
Erben für ſein Grundſtück eingeſetzt, da aber noch Erben vor-
handen ſein ſollen, bisher aber niemand vermittelt werden
konnte, ſoll das Aufgebotsverfahren eingeleitet werden. J
den Schulvorſtand der gewerblichen Fortbildungsſchule wurden
ewählt Baum, Conrad, Kierkhöfel, Pilger und Tiſch'er DiſoVoſſmann. Der Gemeindevertreter Dietze hat um Enthind eng

von ſeinem Amte gebeten.
der nächſte von der Liſt
welcher als Schöffe ge
nach, der Genoſſe Heinitz.

Döllnitz. Das Gemeindevarlament. Am 4. März wur
den die neuen Vertreter eingeführt. Eine dringende Sikung am
9. März ſollte die Gründung einer Bürgerwehr vornehmen. Das
wurde von unſeren Genoſſen entſchieden zurückgewieſen da die
Bürgerwehr eine kapitaliſtiſche Stütze ſei. Am 8. April wurde n
einer Sitzung vom Schulvorſtand die Eintragung des Schn!-
grundſtücks Leipziger Straße beantragt. Die Angelegenheit wut
veriggt, da die Kirche auch zur Hälfte daran beteiligt ſein will.
Es iſt bald eine Entſcheidung durch Trennung von Staat und
Kirche zu erwarten Die Kleinkinderbewahranſtalt wird weiter
geführt. Es werden 10 Pf. Koſten pro Tag und Kind erhoben.
Einem Antrage, die Sitzungen drei Tage vorher zu bveſtellen,
wurde zugeſtimmt. Jn die Milch kommiſſion werden gewählt als
Erzeuger Zehler und Brode, als Verbraucher die Genyſſen Viſchke
und Angermann. Auf Antrag der Gemeindebeamten um Er-
höhung der Gehälter wurde dem Gemeindevorſteher 25 Mark,
dem Ortsſteuererheber 1000 Mark dem Nachtwächter Mark,
dem Gemeindediener 450 Mart ihrliches Gehalt feſte t. Die
Lebensmittel Kommiſſion beſtehn aus den Geweinderertretern
Thomas, Brode, Böge, Fiſcher, Zohler, Angermann und Buch-
heim die Baukommiſſion aus den Genoſſen Fiſcher, Junghanus
und Böge
nm--- k-m-—)))1[(j SKera um orttich für Politik und Darteingchrichton: Kart och für Halle
und Saakkreie in für Aus der Provinz: Gotthed Kaoparek; fär An,eigenz

i t Halleſche e

Es wurde genehmigt, demnach reckt
Graul und für den Genoſſen Be
lt iſt, rückt der 14. der Liſte Wage

G. m. d. S. famctich w
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Das ſie am Kriege verdienten. geht 783

Die Düſſeldorfer Freie Preſſe dringt eine ebenſo in r 38wie n Kri r 13 6dorfer Ordnungsbürger und Durchhalter. Wir leſen da u. a. apetenSe den wir uns einmal die Siglennergedanniſe von einigen Hotelbefitzer
Sebensmittelſchiebern und ähnlichen Geſinnungsverwandten an. r c ften mögen während der Kriegs

Es verſteuerten ein Einkommen: Einigen Aufſchluß darüber, woher die Hunderttauſende1916 10916 7 vor kommen, über die die Demokraten Fr W ihrer
Mk. Mk. Mk. pomphaften Wahlreklame verfügen, uns ebenfalls dieKartoffelhändles 18 000 6 200 170 00o0 Steuerſtatiſtik. Da hatten ein ſteuer es Einkommen:

J Viehhändler 1800 684 000 112 000 t abrikbe2 cher eldänder 88 Ein r der n Partei e ſitzer)
J Lebensmittelhändler 41 1 000 rz gert gre e n Wer 70 000 t 146 00o0 5,6 Mill. Mk. 76 Mill. Mk. 35 Mill. Mk.

Zigarrenhändler 12 000 135 000 Vorſtandsmitglied der Demokratiſchen Partei (Direktor eines72 000 142 000 272 000 er 3 ſchenPieſe Beiſpiele könnten wir aus dem uns zur Verfügung 1015 1016 a on
ſtehenden Material noch beliebig vermehren. 272 o00 Mk. s80 000 Mk. 450 000 Mk.rn wir nun etliche Kriegsgewinner folgen. Da hatten Und wenn wir ein klein wenig in die Ferne ſchweifen, dann

ne ommen- 1915 1916 37 finden wir auch. daß die Schüslinge des Zentrums in

Mk. Mk. c e rehr nett ihre Schäfchen geſchoren n. So hatte der Jnhaber2726 17 2 w einer Militärverpflegungsanſtalt im Kreiſe Greve nvroich

t Kleine Metallwarenfabrik 99800 659 000 1 225 000 1214 ein Einkom

der Arbeiter geſchimpft haben.

men von 2814 Mk., 1917 185 600 Mk. Ver-
mögen beſaß der Mann 1914 keines, 1917 358 000 Mk. Dann das

Se ſKreweiger 1566 5 99 Einkommen von zwei Gutspächtern:
t Bankdirektor 180 000 175 000 225 000 1. Gemüſehindler: 1914: 8590 Mk. 10918: 179 728 Mk. v

Bankdirektor 63 000 145 000 364 000 2. Gemüſebauer: 1914: 6161 Mk., 1918: 170 754 Mk.
3 9JIDalden ſern ſale d ſah

(D. S. P. D.)Dienstag, den 15. April, abends 8 Uhr,

im Volkspark:

Mktleder- Verſnnnlung
Tagesordnung:

1. Die bevorſtehenden Stadtverordnetenwahlen.
2. Aufſtellung der Kandidaten.
Vollzähliges Erſcheinen iſt unbedingt erforderlich. sos

Mitgliedsbuch legitimiert!
n Funktionäre müſſen um 6 Uhr zur Sitzung im Volkspark erſcheinen.

Der J. A. A. Albrecht.

S Oeffeniliche

finden ſtatt in:

im Gasthof Goldener Adier.

im Gasthof Machtiqalt in Burg,
Rednerin: Genoſſin Krüger, Halle.

im Gasthaus Koltsoh,

Tagesordnung:
Der Internautlondle Frauentag.

Rednerin: Genoſſin Hennig, Leipzig.

Büschdorf, Schönnewltz, Reldeburg, FesrKrawatten Mitgliedern zur

0sm m c e T V m reinwollene nchen,
e

rProtect gegen cie Cewaltherrschatt, ab D

Frauen, erſcheint in Maſſen Auch Männer ſind will runde und lange, Diſtrikt Könnern.

m Kreiſe Uerdingen derſteuertel1014 im ws e
ein Brotfabrikank 82 481 69 u 107 17Kaffee Erſadſabrik 9000 25 065 97 667 168 694

Mk., 1918 22628 Mk.Dieſe Zahlen ſprechen für ſich; ſie ſind eine furchtbare An
klage gegen das alte. vom Vürgertum geſtützte Regiment!
bei geben ſie nur die Summen an, mit denen ſich die Kriege-
e ſelbſt eingeſchätzt haben was ver

97 000 8 117 000 G Viehkommiſſionär m gleichen Kreiſe verdiente 1914

chleiert und nicht angegeben wurde, dürfte ebenfalls noch vieleillionen ergeben. Allein 81 Düſſeldorfer Stenergabſer
haben ihr Einkommen von 1915 bis 1917 von 12.4 Millionen auf
82,9 Millionen Mark ſteigern können Wie konnte auch Herr
Dr. e als Stadtoberhaupt mit beſonderer Liebe daran
denken, den Kriegsgewinnlern einen Teil ihrer Beute a m
knöpfen, wo in ſeiner Verwandtſchaft ſelbſt einer ſitzt, der3 nur 210000 Mk., im Jahre 1917 aber 2 946 000 Mt.
verſteuerteHier wäre ein dankbares Feld für die Regierun geſchaffen
die Kriegsgewinne der Wucherer dem Volke zurü zuführen.

Brieftaſten der Redaktion.
An unſere Leſer!

777 Zbr große Eteigerung der Beziederzadi des Volrediattes hervorgerufen, h
auch die Zahl der täg ich bei uns einlaufenden Anſragen bedeutent angewachſen.
In Rückſich darauf und gezwungen durch die leidige Papierknappheit ſieht dieRedaktion ſich verankaßt, den für die Beantwortung von Anfragen bieher zur Ver
fogung geſteien Raum aufs außerſte einnichrönken Es ſolles daher in Zukunft im

refk nen aur dietentgen Fragen deantwerter werden die ſör (amtlige LeſerJ. Voikstlattes von r. ſind. Alle v Kuhregen werten drielflich
cCporio und die 27 Adreſſe

edaktiton.
beantwortet, wenn ihnen die legte Monatoquiuung,
beigefügt iſt.

I 6chreibtiſch, z
mit Marmorplatte zu verk.
368 Karlſtr. 28 pt. l.

frädeh vörsanm lungen r vie Jamilſen Ragrichten.

VerbandAmmendor und Rastenwagell. der Fabritardeiter
Dionstag., den 15. April. abends 7 Unr, Auch auf Teilzahlung- Zadlftelle Halle.

Friecdriqh Gronau,
Barfüsserstrasse

Nachruf.

Nachricht, Aaß am Freitagmittwoon. den 16. Aprit, abends 72 Unr, Herren- Wäsche Tanſer tahöbriges Mit
Leinen Kragen glied, der Arbeiter
Pikee- Kragen

Rednerin: Genoſſin Hübler, Schkeuditz Otto Flankensteln, vgterben
I eipaigerairasse 71. Ehre ſeinem Andenten

et Steinstranne 36. Die Ortsverwaltung.

Sozialdem. Verein

in meinen sämtlichen Filialentägnen zu haben. J

S Buttor,Albert Knüu ehee

Delkoblant Juetragerm

Bennſtedt und Gr. Lehna« n
zum k. Mai geſucht.

r m Arbeveten undMeldungen an an die bisherigen Austräger, für Seogenen zu daden Wo nicht

Bennſtedt an Gen. Siehme, für Gr. Lehna an 5
Beyer, oder an den Verlag Volksblatt, G. m. b
dert 24 zu richten Kaninchenlüſge m ben

en Achtung

stellen ein

rien. frauen: gutem

(Gez. ger un irrt emnt)
Wegelin Hahner,

Maschinenfabrik u. Eisengleßerel A.-G.

edermann iſt Käufer
Verlangen ſie umſonſt Pro
ſpekt Nr. 7 vom
Verſandhaus F. W. Gehre,

Leipzig-Möckern. 230
Guterhaltene Möbel,Bettſtellen mit Matraßen,

VPortieren, Fahrräder, auch
In der Gemeinde Wollen ist die Stelle defebte, Sojga auf zu gur

eines E. Dippold. Gr. Goſenſtr. 12.éemeindevorstehers
j baldigst zu d u desselben Arheiterl
ist auf 3 200 Mk. pro Jahr nebst Teuerungs-zulagen und Dienstwohnung festgesetrt. IIIIIIIIIIII
e e henen men sind nicht damit wfpde gueer

legenheiten, als Entwurf zuGeeignete Bewerber wollen sich unter Ein- en. und ben Anfer
h reichung ihrer Zeugnisse und Angabe ihrer s anFamilien- und Vermögensverhältnisse bis h uſw. erale

-patestens 30. April 1919 schritftlich im Ge- täglisen Vaufa mann.
unter Baafaehmano anmeindeamt melden. dir edition d. Bl. “228

wWwoitfen, Kr. Bitterfeld, den 11. April 1919. Faninchenfeſle
Der stellvertretende Gemeindevorsteher: zum Zurichten und Färben
28g8 Steinkraus, l. Schöffe. Soltrin

Organ der Arbeiterräte

Erſcheint jede Woche.

Zeitſchrift in dieſem Sinne iſt.

J S 345 t J S r à tz kommen. 386 Der Einberufer. sehr billig. 895 Sonnadend früh ſtarb
Der Arbeiter Rat.

D P 83 1 31 883 d 11 9 hen r glicder h n Viltrikts

Einzelheft 50 Pfg. Vierteljahr 6 Mk.
h FJedes Arbeiterrats-Mitglied, jeder Arbeiterrat, muß S ardieſe Zeitſchrift halten, da dies die einzige aktuelle J obne Samm, ſoort kaufen

Beſtellungen nehmen alle Austräger des Volts ſtraße 12. pt. 375
blattes eutgegen, oder direkt zu beziehen durch die

h e

nach langer KrankheitC k. Rltter, lelpz unſer Mitglied, die Ge
sir. 2 noſſin

In Anarelene z P
ſeite verſchiedene eingravierteRamen, am 28. 2. verl. Gegen er re
hohe Belohnung abzu eben itttag r, ſtat371 Weidenplan 25 l r. ſabendes Beerdigung

wird zahlreiche Beteili-Jg. neumelk. Ziege. mit od. ung erwartet. 380
geſucht. Offerten mit Preis
an E. Hippold, Gr. Goſen

Heute Nacht entſchlief
nach T Ww ſchwerem,

Deutcher Banardeiter- Fenea dein et du

reidend, ütrrerein Halle See hier e

S

Söhnchens treuforgende
7 s v 2 w v

VJas iſt

Ein Blick in die ſozialiſtiſche

Republik
von Karl Marchionini.

Zu beziehen durch alle Austräger und

rer

Preis 30 Pfg. 2: 2: Porto 5 Pfg.

z Volksbuchhandlung, Halle a. S., Harz 4244.

220 LILIIIILxK.LII II .IIIIIIIIIIIIIIIIII

f Mutter, Tocht. Schweſt.,Den Alitzhedern zur Schwägerin, Tante und
Kenntnis dab am II. Schwiegertochter, 234
April 1919, unser lang-i z raukmmna Jahn
Iouls Teuscher, et wenn

im Alter von 37 Jahren.
e J Könnern. 12 April 1019.

j Um ſtilles Beileid dittetEhre seinem Andenken! im Name Lör di er-
Die Artrerwaltuat bliedenen.

Des Begrabnis findet Hermann Jahn.
niereuag, mitt 1 Uhr. Die Beerdigung findet

R ron der Leie on ba Dienstag, den 1A. April.
des Gertraudenfried hof vnachmiltags 4 Uhr, vom

aus st. Trauerhauſe aus ſtatt

ngebote an Rathausſtraße 10 I.

Bälerei-Grundftück ſchwarze Altenmappe. e
Jnhalt: Zeltungen, verloren.zu daufen oder zu pachten egen doh Beſohnung

e än7et was Land. gbzugeben, bei Mäller, Am Sonntagmorgen versohbied geh chwerem
388 Leiden, uns alleo zu früh, mein innigetgeliebter

endorfſtraße, Schulhaus,
2. Erage, Jimmer 13. “287 grob und Feinſchnt

Fchabn, Bern Uchtenberz, Reinen Rauchtabal, l Mann, anszer guter Vater der Aaurerpolier

l August Monu z htabah gpſtedit eehnall ug us 0 r,
eiken duc Tyomaſiusſtr. 34. I im noch vioht vollendetem 48. Lebensgjahre.

empſtehlt

Kautabak, e viciraite,
echtrr Rordh., eingetroff. Halle, Harz 42 44. p

In tiefem Schmerzkenne 4 hehrönte häupten. Anna Mohr geb. König

Fahrräder,. 391 nebet Töchtern,roder Poſten neuer Damen Zur Naturgeschichte Halle (Saale) 27. April 1919.

r n Mansfelder Straße 60.ere ung eingetroffen erie in 1 Band gebundene n rFaarreudogdiung, Merseburgerstr. 163. Erhaittiep in Heften 220 pofes aue an.

Ininotilhie ſern gt. H. Achtung, Musſker! mer ehe ehe Slerertug 77
15. Aprii, mittags 1, Uhr. von der kleinen Kapelle

879 Die trauernden Hinterdliedenen.
m e tet Sehr Z- rer r des Gertraudenfriedhofs aus ſtatt.

en. 9 u verkaufenI zu ver J n a
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